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26. Sitzung 

Bonn, den 30. September 1983 

Beginn: 9.00 Uhr 

Vizepräsident Frau Renger: Die Sitzung ist eröff-
net. 

Meine Damen und Herren, nach einer interfrak-
tionellen Vereinbarung soll der Gesetzentwurf der 
Fraktionen der CDU/CSU und FDP zur Durchfüh-
rung der Verordnung (EWG) Nr. 3626/82 des Rates 
zur Anwendung des Übereinkommens über den in-
ternationalen Handel mit gefährdeten Arten freile-
bender Tiere und Pflanzen in der Gemeinschaft — 
Drucksache 10/381 —, der in der 22. Sitzung des 
Deutschen Bundestages dem Ausschuß für Ernäh-
rung, Landwirtschft und Forsten überwiesen wor-
den ist, nachträglich dem Haushaltsausschuß ge-
mäß § 96 der Geschäftsordnung überwiesen wer-
den. 

Das Haus ist damit einverstanden? — Kein Wi-
derspruch. Es ist so beschlossen. 

Ich rufe die Punkte 20 und 21 a bis c der Tages-
ordnung auf: 

20. Beratung des Antrags des Bundesministers 
der Finanzen Entlastung der Bundesregie-
rung wegen der Haushaltsrechnung und 
Vermögensrechnung des Bundes für das 
Haushaltsjahr 1981 (Jahresrechnung 1981) 
— Drucksache 10/24 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 

Haushaltsausschuß 

21. a) Beratung der Beschlußempfehlung des 
Haushaltsausschusses (8. Ausschuß) zu 
der Unterrichtung durch den Bundesrech-
nungshof 
Bemerkungen des Bundesrechnungsho-
fes zur Bundeshaushaltsrechnung (ein-
schließlich der Bundesvermögensrech-
nung) für das Haushaltsjahr 1980 
— Drucksachen 9/2108, 10/393 — 
Berichterstatterin: 
Abgeordnete Frau Simonis 

b) Beratung der Beschlußempfehlung des 
Haushaltsausschusses (8. Ausschuß) zu 
dem Antrag des Präsidenten des Bundes-
rechnungshofes 

Rechnung des Bundesrechnungshofes 
für das Haushaltsjahr 1980 — Einzel-
plan  20 - 
- Drucksachen 9/624, 10/392 — 
Berichterstatter: 
Abgeordneter Nehm 

c) Beratung der Beschlußempfehlung des 
Haushaltsausschusses (8. Ausschuß) zu 
dem Antrag des Präsidenten des Bundes-
rechnungshofes 
Rechnung des Bundesrechnungshofes 
für das Haushaltsjahr 1981 — Einzel-
plan 20 —
— Drucksachen 9/1786, 10/392 — 
Berichterstatter: 
Abgeordneter Nehm 

Nach einer Vereinbarung im Ältestenrat sind 
eine gemeinsame Beratung der Tagesordnungs-
punkte 20 und 21 a bis e und eine Aussprache von 
zwei Stunden vorgesehen. — Dagegen erhebt sich 
kein Widerspruch. Es ist so beschlossen, auch mit 
der Begrenzung der Debatte auf zwei Stunden. 
Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat der 

Herr Abgeordnete Esters. 

Esters (SPD): Frau Präsidentin! Meine Damen 
und Herren! Im Rahmen dieser verbundenen De-
batte wird auch über die Haushaltsrechnung für 
das Jahr 1981 zu sprechen sein. Die parlamentari-
schen Beratungen über die Haushaltsrechnungen 
für zurückliegende Jahre haben noch nie im Mittel-
punkt des öffentlichen Interesses gestanden. So 
wird es wohl auch in diesem Jahr sein. 

Dennoch ist die Rechnungslegung ein wichtiger 
Bestandteil der parlamentarischen Kontrolle, soll 
doch mit ihr festgestellt werden, ob und inwieweit die 
Bundesregierung den gesetzlich festgelegten Haus-
haltsplan bei seiner Ausführung eingehalten hat. 

Wenn der Bundesminister der Finanzen dem 
Deutschen Bundestag durch die Vorlage der Bun-
deshaushaltsrechnung umfassende Rechenschaft 
gibt, wie er die ihm durch das Haushaltsgesetz er-
teilte Ermächtigung gebraucht hat, kommt er damit 
einer ausdrücklich von der Verfassung festgelegten 
Verpflichtung nach. Es ist unbestritten, daß der 
Bundesfinanzminister nicht nur einen politischen, 
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sondern im Zusammenhang mit Art. 114 des Grund-
gesetzes auch einen öffentlich-rechtlichen An-
spruch auf Entlastung durch die parlamentarischen 
Gremien nach Prüfung der Rechnungslegung hat. 

Diese Bemerkungen wollte ich voranschicken, 
um mich nun mit dem Problempunkt zu befassen, 
bei dem es besonders um die parlamentarische Be-
handlung der Haushaltsrechnung 1981 geht. Es 
handelt sich dabei ja nicht um irgendeinen Haus-
halt, sondern um das Haushaltsgesetz 1981. 

Dieses Haushaltsgesetz ist von den Bundestags-
abgeordneten Dr. Kohl, Dr. Zimmermann und 229 
weiteren Mitgliedern der CDU/CSU-Bundestags-
fraktion mit einem Normenkontrollverfahren vor 
dem Bundesverfassungsgericht wegen angeblicher 
verfassungswidriger Überschreitung der Kredit-
obergrenze angegriffen worden. 

Dieses Thema muß heute angesprochen werden, 
weil Bundestag und Bundesrat im Rahmen des Ver-
fahrens nach Art. 114 Abs. 1 des Grundgesetzes 
auch die Verfassungsmäßigkeit der Bestimmungen 
des Haushaltsgesetzes zu prüfen haben. Dies hat 
das Bundesverfassungsgericht in einem Urteil aus 
dem Jahre 1977 ausdrücklich festgestellt. 

Dies aber ist nicht der einzige Zusammenhang 
zwischen Rechnungsprüfungsverfahren und Ver-
fassungsklage zum Haushaltsgesetz 1981. Hier ist 
auch die Zulässigkeit der Klage gegen einen bereits 
vollzogenen Haushalt berührt. Schließlich ist das 
Haushaltsgesetz 1981 ja befristet. Dies bedeutet 
aber nicht, daß das Haushaltsgesetz 1981 mit Da-
tum 31. Dezember 1981 aufgehört hat, rechtliche 
Wirkung zu entfalten. 

In einer Entscheidung des Bundesverfassungsge-
richts von 1966 ist ausdrücklich ausgeführt, daß 
dem Haushaltsgesetz so lange Bedeutung zu-
kommt, bis das in Art. 114 des Grundgesetzes näher 
geregelte Verfahren der Rechnungslegung, Rech-
nungsprüfung und der Entlastung der Bundesregie-
rung durch Bundestag und Bundesrat abgeschlos-
sen ist. So lange — aber auch nur so lange — ist 
auch eine verfassungsgerichtliche Überprüfung des 
Haushaltsgesetzes möglich. 

Der Abschluß des Entlastungsverfahrens ist also 
für die Klage nach Art. 115 des Grundgesetzes von 
ausschlaggebender Bedeutung. Für mich liegt es 
daher natürlich nahe, daß die verfassungsrechtli-
chen Bedenken nicht erst zum Abschluß, sondern 
zu Beginn des Entlastungsverfahrens im Bundestag 
vorgebracht werden. 

Warum aber kommt der Deutsche Bundestag in 
die Schwierigkeit, daß 231 seiner Mitglieder seiner-
zeit einerseits vom Bundesverfassungsgericht die 
Feststellung der Nichtigkeit des Haushaltsgesetzes 
1981 erbitten und gleichzeitig über die ordnungsmä-
ßige Ausführung eines angeblich verfassungswidri-
gen und daher nichtigen Haushaltsgesetzes bera-
ten? Bekanntlich wird bei einem Normenkontroll-
verfahren auch der Deutsche Bundestag als Verfas-
sungsorgan vom Bundesverfassungsgericht gebe-
ten, innerhalb einer bestimmten Frist zu dem Nor-
menkontrollantrag Stellung zu nehmen. Die Kolle-
ginnen und Kollegen der CDU/CSU müssen sich  

schon bald darüber klar werden, welche Auffassung 
sie bei der Beratung der Stellungnahme des Bun-
destags zu ihrem eigenen Normenkontrollantrag 
einnehmen werden. Wenn sie dann glaubwürdig 
bleiben wollen, müssen sie behaupten und begrün-
den, daß das Haushaltsgesetz 1981 nichtig ist. Sie 
müssen gleichzeitig der Bundesregierung durch 
eine Entlastung für das Haushaltsjahr 1981 bestäti-
gen, daß sie rechtmäßig ein rechtmäßiges Haus-
haltsgesetz ausgeführt hat. 

(Carstens [Emstek] [CDU/CSU]: Das wer

-

den wir ordnungsgemäß machen!) 

Warum aber hat sich der Deutsche Bundestag 
nicht bereits mit der Stellungnahme zu der Klage 
befassen können? 

(Schily [GRÜNE]: Das ist eine berechtigte 
Frage!) 

Der Deutsche Bundestag ist meines Wissens vom 
Verfassungsgericht zu einer solchen Stellung-
nahme noch gar nicht aufgefordert worden, und 
zwar deshalb nicht, weil Sie diese Klage zwar einge-
bracht haben, gleichzeitig aber verhindern, daß sie 
vom Bundesverfassungsgericht behandelt werden 
kann. Seit über einem Jahr ruht Ihre Klage, weil 
Sie sie nicht vollständig eingereicht haben, angeb-
lich deshalb, weil ein Gutachten von Professor 
Friauf noch nicht zu haben ist, also erst noch vorge-
legt werden muß. Dies ist der unveränderte Stand 
vom September 1982, also seit über 12 Monaten. Wir 
sind gespannt darauf, ob und wann Sie Ihre Ankün-
digung aus der Haushaltsdebatte wahrmachen, daß 
Sie nur noch bis zum 15. September auf das Gutach-
ten warten wollten, dann ernsthaft auch ohne das 
Gutachten von Professor Friauf die Klage betreiben 
wollten; denn — so der Fraktionsvorsitzende Dr. 
Dregger — die Haushaltsgesetze der letzten Jahre 
— also auch die Haushalte 1982, 1983, 1984 — seien 
nicht verfassungsgemäß. 

In Ihrem Haushalt 1983 haben Sie die höchste 
Neuverschuldung eines Bundeshaushalts seit Be-
stehen der Bundesrepublik überhaupt vorgesehen. 
Auch der Entwurf für den Haushalt 1984 verstößt 
nach Maßstäben aus Ihrer eigenen Verfassungs-
klage gegen Art. 115 des Grundgesetzes. Das ändert 
sich auch nicht durch die beabsichtigten Kürzungs-
maßnahmen der Kollegen der FDP- und der CDU/ 
CSU-Fraktion im Haushaltsausschuß, denn auch 
dann läge die Neuverschuldung, gemessen an Ihren 
eigenen Maßstäben, noch um rund 10 Milliarden 
DM über der Obergrenze. 

Ich will noch einmal auf den Beratungsstand zu-
rückkommen, den Sie hatten, als Sie den Normen-
kontrollantrag beim Bundesverfassungsgericht be-
schlossen. In einer Presseerklärung der CDU/CSU

-

Bundestagsfraktion vom 23. Juni 1982 hat Herr Dr. 
Häfele, der damalige finanzpolitische Sprecher der 
Fraktion, bekanntgegeben — ich zitiere —, daß die 
Fraktion nach sorgfältiger Prüfung ihren Beschluß 
gefaßt habe. Dann heißt es dort weiter — wörtliches 
Zitat —: 

Seit Herbst 1981 hat sich eine fünfköpfige 
Kommission unter Vorsitz von MdB Dr. Man

-

fred Langner intensiv mit dieser Frage befaßt 



Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode — 26. Sitzung. Bonn, Freitag, den 30. September 1983 	1763 

Esters 
und die Professoren Dr. Karl Heinrich Friauf, 
Direktor des Instituts für Staatsrecht an der 
Universität Köln, und Dr. Paul Kirchhoff, Di-
rektor des Instituts für Finanz- und Steuer-
recht der Universität Heidelberg, mit der Er-
stattung von Rechtsgutachten beauftragt. 
Beide Wissenschaftler sind unabhängig vonein-
ander zu dem Ergebnis gekommen, daß für das 
Jahr 1981 die Überschreitung der Verschul-
densgrenze gegen Art. 115 des Grundgesetzes 
verstößt und auch durch die Ausnahmerege-
lung der Verfassung nicht gedeckt ist. 

Ich finde es erstaunlich, daß die Bundestagsfrak-
tion der CDU/CSU ihren Beschluß im Juni 1982 
nach sorgfältiger Prüfung eines Gutachtens gefaßt 
hat, das am 10. September 1983 noch immer nicht 
vorlag. Hier ist Ihre Fraktion offensichtlich irrege-
führt worden. 

Ich weiß auch, daß dieser juristische Kraftakt der 
Kollegen Häfele und Langner bei den Kollegen der 
CDU/CSU im Haushaltsausschuß keinen großen 
Anklang gefunden hat. 

(Carstens [Emstek] [CDU/CSU]: Da würde 
ich doch vorsichtig sein! — Dr. Langner 

[CDU/CSU]: Woher wissen Sie das?) 

Das Unverständnis über diese Haltung hat seiner-
zeit auch der bayerische Ministerpräsident sehr 
deutlich gemacht. 

(Zuruf von der FDP: Ausgerechnet der!) 

Daß Sie aber mit einer Scheinseriosität von angeb-
lich vorhandenen, in Wirklichkeit aber noch gar 
nicht erstellten wissenschaftlichen Gutachten der 
Öffentlichkeit Ihre politische Entscheidung glaub-
haft machen wollten, wirft für mich ein bezeichnen-
des Licht auf Ihre Einstellung zu einer Verfas-
sungsklage. Meine Kollegen Matthöfer und Walther 
haben Ihnen schon vor fast einem Jahr vorgewor-
fen, daß Sie die Klage mit propagandistischem Auf-
wand angekündigt, dann aber unvollständig beim 
Bundesverfassungsgericht vorgelegt haben und 
seither Monat für Monat eine Behandlung durch 
das Gericht hinauszögern. 

(Carstens [Emstek] [CDU/CSU]: Die SPD 
kann nicht darauf warten, daß sie verur

-

teilt wird!) 

Das ist in der Tat ein leichtfertiger Umgang mit 
dem Institut der Verfassungsklage und aus meiner 
Sicht auch eine Mißachtung des Bundesverfas-
sungsgerichts. Der weitere Zeitablauf macht immer 
deutlicher, wie berechtigt dieser Vorwurf ist. 

Ich schließe mich heute meinen Kollegen Matt-
höfer und Walther nur an, wenn ich Sie nochmals 
auffordere zuzugeben, daß es ein schwerwiegen-
der Fehler war, aus parteitaktischen Erwägungen 
eine Klage, gestützt auf ein nicht vorhandenes Gut-
achten, beim Bundesverfassungsgericht einzubrin-
gen und sie dort ein Jahr liegen zu lassen. Sie kön-
nen doch eingestehen, daß wir — dies sind wir hin 
und wieder alle — lernfähig sind; Sie sollten die 
Klage zurückziehen. Sie wissen, daß wir nie Ver-
ständnis für diese Klage gehabt haben. Wir sind 
immer der Ansicht gewesen und haben mehrfach  

erklärt, daß die Kreditermächtigung im Haushalts-
gesetz 1981 sehr wohl die im Haushalt veranschlag-
ten Ausgaben für Investitionen überschreiten dürf-
te, weil insbesondere wegen der hohen Arbeitslosig-
keit das gesamtwirtschaftliche Gleichgewicht ge-
stört war. 

Wenn ich an Ihre Lernfähigkeit appellieren 
möchte, dann auch unter dem Eindruck, daß auch 
andere Ihrer Kollegen in der Zwischenzeit auf 
Grund besserer Einsichten heute eine andere Mei-
nung haben als früher. So hat der Parlamentarische 
Staatssekretär beim Bundesminister der Finanzen, 
Dr. Voss, am 17. Mai 1983 auf die Frage meines Kol-
legen Dr. Schwenk geantwortet — ich zitiere —: 

Die Bundesregierung hat im Entwurf des 
Haushaltsplans 1983 die Einnahmen aus Kredi-
ten in Übereinstimmung mit Artikel 115 des 
Grundgesetzes veranschlagt. Sie ist — wie im 
übrigen auch die vorige Bundesregierung — 
davon ausgegangen, daß die Überschreitung 
der veranschlagten Ausgaben für Investitionen 
durch die Einnahmen aus Krediten zur Abwehr 
einer Störung des gesamtwirtschaftlichen 
Gleichgewichts — (Artikel 115 Abs. 1 Satz 2 
zweiter Halbsatz des Grundgesetzes) zulässig 
ist. 

Am 25. Juli hat der Staatssekretär Dr. Voss noch 
einmal auf eine Nachfrage des Kollegen Dr. 
Schwenk geantwortet: 

Artikel 115 des Grundgesetzes nennt die Vor-
aussetzungen, unter denen die Nettokreditauf-
nahme die Summe der im Haushaltsplan ver-
anschlagten Ausgaben für Investitionen über-
schreiten darf. Indem die Bundesregierung mit 
der jetzt veranschlagten Nettokreditaufnahme 
für 1984 von der Ausnahmeregelung des Arti-
kels 115 Abs. 1 Satz 2 zweiter Halbsatz des 
Grundgesetzes Gebrauch macht, gibt sie zu er-
kennen, daß die Überschreitung der Kredit-
grenze zur Abwehr einer Störung des gesamt-
wirtschaftlichen Gleichgewichts als zulässig 
angesehen wird. Eine weitere rechtliche Be-
gründung ist weder durch das Grundgesetz vor-
geschrieben, noch hält die Bundesregierung 
eine solche Rechtfertigung angesichts der ho-
hen Arbeitslosigkeit für notwendig. 

Auf diesem Standpunkt stand damals und steht 
heute nach wie vor die sozialdemokratische Bun-
destagsfraktion. Ich wäre Ihnen dankbar, wenn sich 
die Fraktion der CDU/CSU dem anschließen könn-
te, was der Parlamentarische Staatssekretär im 
Bundesministerium der Finanzen hier in der Frage-
stunde geantwortet hat. — Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Langner [CDU/ 
CSU]: Sie haben ja nicht zu Ende gele

-

sen!) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Dr. Friedmann. 

Dr. Friedmann (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Ich darf klarstel- 
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len: Gegenstand dieser Debatte ist das Entlastungs-
verfahren für 1980. 

(Carstens [Emstek] [CDU/CSU]: So ist es!) 

In der Tagesordnung ist zwar auch von der Jahres-
rechnung 1981 die Rede; damit wird jedoch lediglich 
das Entlastungsverfahren für 1981 eingeleitet. Bis 
es zur Entlastung für 1981 kommen kann, bedarf es 
noch der Beratungen im Rechnungsprüfungsaus-
schuß, wozu auch noch die Empfehlungen des Rech-
nungshofes vorzulegen und zu beraten sind. Wir re-
den also, verehrter Herr Kollege Esters, über 1980. 

Nun haben Sie auf die Verfassungsklage Bezug 
genommen. Ich möchte dazu feststellen: Es ist rich-
tig, daß im letzten Jahr ein Kurzgutachten von Pro-
fessor Friauf vorlag. Das war aber erst ein vorweg-
genommenes Kurzgutachten. Das eigentliche aus-
führliche Gutachten war uns für September zuge-
sagt. Professor Friauf ist krank geworden. Wir ha-
ben ihn gemahnt, er hat sich mit seiner Krankheit 
entschuldigt und hat definitiv schriftlich zugesagt 
— ich habe den Schriftwechsel soeben nochmals 
durchgelesen —, uns das Gutachten in der ersten 
Oktoberhälfte vorzulegen. 

(Schily [GRÜNE]: Andere Gutachten gehen 
schneller!) 

Mit anderen Worten, wir bestehen auf dem Fort-
gang des Verfahrens bei dem Verfassungsgericht. 
Wir haben Herrn Professor Friauf angekündigt, 
wenn sein Gutachten nicht vorliegen werde, dann 
werden wir ohne sein Gutachten weitermachen. 

(Kühbacher [SPD]: Hoffentlich!) 

Nochmals der Klarheit halber: Wir reden über 
1980. Ich werde nachher vorschlagen, für 1980 Ent-
lastung zu erteilen, möchte aber jetzt schon klar-
stellen: Dies ist nicht eine Billigung der Politik der 
damaligen Regierung. Es geht lediglich um die 
Rechnungsführung. Entlastung bedeutet lediglich, 
daß die Ausgaben im Rahmen des damals beschlos-
senen Haushalts ordnungsgemäß belegt worden 
sind. Der Haushalt selbst war strittig und ist strittig 
geblieben. Ich lege Wert darauf, daß die Beratung 
und die Entlastung auch keinerlei präjudizierende 
Wirkung für 1981 hat. Deshalb ist alles, was von 
unserer Seite gesagt wird, im Rahmen des Entla-
stungsverfahrens 1980 zu sehen und mit dieser Ein-
schränkung auch zu hören. 

(Carstens [Emstek] [CDU/CSU]: Damit ist 
die Sache klargestellt!) 

Gleichwohl, meine Damen und Herren, möchte 
ich zwei Schwerpunkte herausgreifen. Wir haben in 
diesem Rechnungsprüfungsausschuß vieles auf der 
Grundlage von Feststellungen des Bundesrech-
nungshofes beraten. Ein interessanter Schwer-
punkt war dabei die Privatisierung von Bundesun-
ternehmen. Wie alljährlich haben wir festgestellt, 
daß immer wieder vieles im Bereich der Bundesun-
ternehmen schiefgeht. Dies war für uns Veranlas-
sung, zusammen mit dem Rechnungshof einen Fra-
genkatalog zu erarbeiten und zu verabschieden, den 
wir der Bundesregierung übergeben haben, der dar-
auf hinausläuft, uns die Konzeption für die Hand-
habung der Bundesbeteiligungen darzulegen. Die 

Antwort auf den Fragenkatalog wird uns dem-
nächst zugehen; aber schon jetzt ist einiges klar 
erkennbar. Es ist unbedingt nötig, daß mit der Pri-
vatisierung von Bundesvermögen vorangeschritten 
wird. 

(Schily [GRÜNE]: Aha!) 

Wir müssen auf diesem Gebiet vorankommen, und 
ich möchte Ihnen einige Gründe dafür nennen. 

Zum einen: Unser Wirtschaftssystem, die Soziale 
Marktwirtschaft beruht darauf, daß wir private Un-
ternehmer haben. Der Staat soll sich nur dort unter-
nehmerisch betätigen, wo es Private nicht können 
und wo es anderweitig nicht billiger und wirtschaft-
licher möglich ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zuruf von der 
SPD: Meinen Sie die Reeder? AG Weser!) 

Es ist nicht einzusehen, daß sich der Staat an Ho-
tels beteiligt, daß sich der Staat beim Maschinen-
bau und ähnlichen Dingen beteiligt. Davon sollte 
sich der Staat schleunigst trennen. 

Ein zweites liegt uns am Herzen. Jährlich erleben 
wir, wie der Finanzminister wegen der Verluste in 
Bundesunternehmen mit Nachschußforderungen 
auf uns zukommt. Immer wieder müssen Nach-
schußzahlungen in den Bundeshaushalt eingeplant 
werden, auch dann, wenn der Bund de facto keine 
rechtliche Nachschußpflicht hat. Der Bund kann es 
sich nicht leisten, seine Beteiligungen eingehen zu 
lassen, und deshalb zahlt er immer wieder. Ich erin-
nere daran, daß ein großer Bundeskonzern im letz-
ten Jahr über 600 Millionen DM Verlust gemacht 
hat. Prompt hat der Finanzminister einige hundert 
Millionen Mark Nachschuß in den Haushalt 1984 
eingeplant. Wir werden im nächsten Jahr im Zu-
sammenhang mit Bundesunternehmen über 600 
Millionen DM drauflegen, wenn wir Dividenden 
und Zahlungen saldieren. Dieses Haushaltsrisiko 
wollen wir los sein. 

(Abg. Esters [SPD] meldet sich zu einer 
Zwischenfrage) 

— Herr Esters, ich habe nur wenig Zeit; ich bitte um 
Entschuldigung. 

Ein dritter Punkt: Viele Tochterunternehmen der 
Bundesunternehmen — es sind etwa 1 000 an der 
Zahl — bereiten mittelständischen Unternehmen 
immer wieder Konkurrenz, und zwar ruinöse Kon-
kurrenz. Diese Bundesunternehmen treten oft un-
ter ganz „bürgerlichem" Namen auf, so daß gar 
nicht bekannt ist, daß es sich um eine mittelbare 
Bundesbeteiligung handelt. Wenn diese Konkur-
renz dann dazu führt, daß das Tochter-Bundesun-
ternehmen Verluste macht, wendet sich dieses na-
türlich an seine Mutter, an den Bundeskonzern, und 
wenn es beim Bundeskonzern zu Verlusten führt, 
dann muß der Staat helfend mit Steuern eingreifen, 
die der private Mittelständler aufgebracht hat. 

(Esters [SPD]: Ist es denn richtig, daß für 
den Bund nach Ihrer Vorstellung nach wie 
vor alles so bleibt? Denn Sie wollen doch 
nur das privatisieren, was Gewinn bringt, 

nicht aber das, was Verlust bringt!) 
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— Nein, nein, Herr Esters, Sie greifen mir vor.  — 
Dann  führt das letztlich dazu, daß der Mittelständ-
ler über seine Steuern via Staat seine staatliche 
Konkurrenz finanziert, und daran kann uns nicht 
gelegen sein. 

Nun habe ich bisher nur über die Privatisierung 
von Bundesbeteiligungen gesprochen. Die ganze 
Privatisierungstendenz muß aber weitergehen. Im 
ganzen Bereich des Staates gibt es viele Dienstlei-
stungen, die sich zur Privatisierung vorzüglich eig-
nen. Ich erinnere daran, daß wir mit der Naßbagge-
rei einen erfolgversprechenden Weg beschritten ha-
ben. Ich möchte die Regierung auffordern, auf die-
sem Weg weiterzumachen. 

(Carstens [Emstek] [CDU/CSU]: Sehr 
wahr!) 

Es ist auch nicht einzusehen, warum gerade im 
Bundesjustizministerium eine Datenbank JURIS 
betrieben wird, die genausogut oder besser von pri-
vater Seite betrieben werden könnte. Es gibt im 
Bereich der Bundesbahn, vor allem im Bereich der 
Ausbesserungswerke, wie überhaupt im Bereich 
der Regiebetriebe, viele Bereiche, die besser privat 
als durch den Staat geführt werden. Ich habe allen 
Anlaß dazu, die Regierung nachdrücklich aufzufor-
dern, hier voranzumachen. Einer kurzen Antwort 
des Verkehrsministers, die er mir gestern im Haus-
haltsausschuß gab, entnehme ich, daß da noch nicht 
genug Energie eingesetzt wird. Es gibt auch im Be-
reich des Verkehrsministeriums viele Möglichkei-
ten, Dienstleistungen zu privatisieren. Ich möchte 
die Regierung dringend ersuchen, hier schleunigst 
voranzumachen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Ein erster Anfang könnte sicher gemacht werden, 
indem das auf den Bund entfallende Kapital bei der 
Aktienkapitalerhöhung bei der Lufthansa nicht auf 
den Bund übernommen, sondern von privaten Ak-
tionären gezeichnet wird. Die Beteiligung des Bun-
des würde dann zwar sinken, bliebe aber immer 
noch bei mehr als 50 %. Im übrigen bin ich der Mei-
nung, daß man auch weit unter 50 % gehen kann. 
Das Beispiel „Monsieur Felix" hat gezeigt, welche 
Interessenkollisionen entstehen, wenn staatliche 
Bedienstete als Aufsichtsräte in privat geführten 
Unternehmen sitzen. 

Ich möchte auch daran erinnern, daß es meines 
Erachtens ohne weiteres möglich ist, den 43%igen 
Anteil an der VEBA zu veräußern. Ich sehe keine 
Bedenken, auch die Beteiligung beim Volkswagen-
werk abzustoßen, bei all der Problematik, die dahin-
tersteckt. Denn warum soll sich der Staat nur bei 
VW, aber nicht etwa bei Daimler-Benz oder bei an-
deren Unternehmen beteiligen? 

Nun, meine lieben Kollegen, nicht nur das ist der 
Punkt: Die Erlöse, die erzielbar sind, sollen nicht 
dazu dienen, jetzt ein paar Mark mehr zur Schul-
dentilgung einzunehmen, sondern die Erlöse, die so 
erzielbar sind, sollen nach meiner Vorstellung dazu 
verwendet werden, um kranke Bundeskonzerne zu 
sanieren und dann ebenfalls in die private Markt-
wirtschaft zu entlassen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Der Staat hat heute so viele Aufgaben, daß er nur 
das tun soll, was ihm zukommt. Er soll die Hände 
dort weglassen, wo er nicht direkt gefordert ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Ich möchte noch etwas zu einem weiteren Punkt 
sagen, nämlich zu den Rundfunkanstalten. Der 
Rechnungsprüfungsausschuß hat sich — ebenfalls 
auf der Grundlage eines Gutachtens des Rech-
nungshofes — mit den Bundesrundfunkanstalten 
befaßt. Ich möchte vorweg gern einschieben, daß 
natürlich nicht alles, was bei den Rundfunkanstal-
ten geschieht, mit der privaten Wirtschaft oder mit 
dem öffentlichen Dienst vergleichbar ist. Trotzdem: 
Wenn man sich allein die Gehaltsstrukturen der 
Bundesrundfunkanstalten vornimmt, dann stellt 
man fest, daß da vieles nicht in Ordnung ist. 

(Dr. Diederich [Berlin] [SPD]: Das ist rich

-

tig!) 

Die Intendantengehälter lassen sich gut und gern 
mit Ministergehältern vergleichen. 

(Dr. Riedl [München] [CDU/CSU]: Minde

-

stens!) 

Dementsprechend sind natürlich auch die Gehälter 
auf der Ebene darunter, nämlich die Gehälter des 
außertariflich bezahlten Personals. 

Wir haben festgestellt, daß zwar die Tarifverträge 
eine 40-Stunden-Woche vorsehen, daß die 40 Stun-
den aber vielfach nicht geleistet werden, auch nicht 
nach den Dienstplänen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Höchstens 25!) 

Nachrichtenredakteure kommen bei der einen An-
stalt nur auf 31 Wochenstunden, in anderen Anstal-
ten auf höchstens 37 Stunden. 

(Dr. Riedl [München] [CDU/CSU]: Das sind 
die Vorläufer der 35-Stunden-Woche!) 

Nachrichtensekretärinnen kommen zum Teil nur 
auf 29 Wochenstunden, in manchen Anstalten nur 
auf 35 Wochenstunden. Sie werden aber trotzdem 
für 40 Wochenstunden bezahlt. 

Wenn in den Rundfunkanstalten an Wochenfeier-
tagen gearbeitet werden muß, gibt es Zuschläge von 
100 %. Das ist nicht überall so. Wer sich bei den 
Rundfunkanstalten in den Ruhestand begibt, hat 
eine Altersversorgung, die weit über den Nettolöh-
nen und den Nettogehältern der aktiven Zeit liegt. 

Alles in allem: Die Gehaltsstruktur bei den Bun-
desrundfunkanstalten ist übersetzt. Dabei will ich 
hier keine Neidkomplexe pflegen. Aber das, was 
sich auf diesem Gebiet vollzieht, ist symptomatisch 
für das Wirtschaftsgebaren der Rundfunkanstalten 
überhaupt. 

Nun spricht vieles dafür, daß es bei den Landes-
rundfunkanstalten nicht anders aussieht. Natürlich 
konnten wir als Rechnungsprüfungsausschuß des 
Bundes uns nicht direkt mit den Landesrundfunk-
anstalten befassen. Wir haben deshalb den Bundes-
innenminister gebeten, auf die Länder einzuwirken, 
daß diese bei ihren Landesrundfunkanstalten die- 
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selben Maßstäbe anlegen, wie wir sie jetzt bei den 
Bundesrundfunkanstalten anlegen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Auch bei den Ne

-

bentätigkeiten!) 

Ich habe daraufhin von vielen Intendanten böse 
Briefe bekommen. Ich habe böse Briefe bekommen 
von Personalratsvorsitzenden der Rundfunkanstal-
ten und von Gewerkschaften der Journalisten. Mei-
stens läuft die Kritik darauf hinaus, daß man sagt: 
Was wollen Sie denn, alles, was wir bezahlen, ist 
doch abgedeckt durch Wirtschafts- und Haushalts-
pläne! Es wird erklärt, diese Wirtschafts- und Haus-
haltspläne seien durch die Gremien verabschiedet, 
in denen Politiker aller Richtungen säßen. 

(Dr. Riedl [München] [CDU/CSU]: Deshalb 
ist es j a so hoch!) 

Ich habe mir daraufhin von allen Intendanten in 
der Bundesrepublik die Wirtschafts- und Haushalts-
pläne zusenden lassen, ebenso die zuletzt vorgeleg-
ten Geschäftsberichte. Wer da meint, er könnte in 
diesen Unterlagen dieselben Öffentlichkeitsprinzi-
pien vorfinden wie bei Bund und Ländern, der 
täuscht sich. Sie werden vergeblich danach suchen, 
wie hoch ein Intendantengehalt darin ausgewiesen 
ist. Sie werden vergeblich suchen, wie hoch die Ge-
hälter der AT-Bediensteten liegen. 

Ich habe deshalb die Absicht, den Wissenschaftli-
chen Dienst des Bundestags demnächst zu beauf-
tragen, die mir vorliegenden Haushalts- und Wirt-
schaftspläne daraufhin zu untersuchen, ob und in-
wieweit die Prinzipien der Öffentlichkeit in diesen 
Unterlagen der Rundfunkanstalten genauso ge-
wahrt sind wie bei Bund und Ländern. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Dr. Riedl 
[München] [CDU/CSU]: Da müssen Sie 

eine Lupe mitliefern!) 

Es wird dabei an vielem hapern. Ich habe einfach 
den Eindruck, daß es die Rundfunkanstalten sehr 
gut verstehen, sich unter einer Pseudoöffentlich-
keit, indem eben ihre Unterlagen nur wenigen zu-
gänglich sind, bestens zu bedienen. Die Rundfunk-
anstalten nehmen gern die Vorzüge des öffentlich-
rechtlichen Status für sich in Anspruch, aber sie 
nehmen auch die Möglichkeit in Anspruch, sich an 
den Spitzengehältern der Wirtschaft auszurichten. 

Mir wird von diesen Anstalten oft gesagt: Der 
Rechnungshof prüft uns ja inzwischen! — Das ist 
richtig. Die Landesrechnungshöfe prüfen inzwi-
schen. Aber es ist sorgfältig sichergestellt, daß die 
Prüfberichte ja nicht an das Licht der breiten Öf-
fentlichkeit kommen. Was der Bundesrechnungshof 
auf Bundesebene feststellt, kann jeder erfahren. Er 
kann den Bericht beim Verlag kaufen und beziehen. 
Bezogen auf die Rundfunkanstalten werden diese 
Dinge wie Geheimnisse gehütet. 

Ich möchte abschließend dem Bundesrechnungs-
hof — ich sehe den Herrn Präsidenten hier oben — 
herzlich für die gute Zusammenarbeit danken. Wir 
sind j a dazu übergegangen, uns auch in laufende 
Dinge einzuschalten und nicht nur der Entwicklung 
hinterherzurennen. Was der Bund der Steuerzahler  

in diesen Tagen, bezogen auf den Bund, kritisiert 
hat, nämlich daß sich die Politiker um die Ver-
schwendung der Steuergelder nicht kümmerten, 
sind alte Hüte. Die Beispiele, die dort, bezogen auf 
den Bund, aufgeführt werden, sind vom Rechnungs-
prüfungsausschuß längst abschließend erledigt, und 
zwar im Sinne der Steuerzahler. 

Nochmals herzlichen Dank für die gute Zusam-
menarbeit und vielen Dank für Ihre Aufmerksam-
keit. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP sowie bei 
Abgeordneten der SPD) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abge-
ordnete Kleinert (Marburg). 

(Zuruf des Abg. Dr. Riedl [München] [CDU/ 
CSU]) 

Kleinert  (Marburg) (GRÜNE): Guten Morgen, 
Herr Riedl. 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! In 
dieser Debatte heute geht es um den Bericht des 
Rechnungsprüfungsausschusses. Damit ist die 
Frage nach dem korrekten Haushaltsvollzug durch 
die Bundesregierung aufgeworfen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Die alte!) 

— Durch die alte Bundesregierung, sehr richtig. — 
Der  Sprecher der CDU/CSU, der Herr Friedmann, 
hat gerade eben diese Gelegenheit benutzt, um uns 
seine Lieblingsidee, die angeblich so kostenspa-
rende und effektive Privatisierung öffentlicher Lei-
stungen hier näherzubringen. Ich möchte darauf 
jetzt nicht im einzelnen eingehen. Ich möchte aber 
gern auf einen anderen Gesichtspunkt aufmerksam 
machen. 

Voraussetzung jeder parlamentarischen Diskus-
sion eines Haushaltsvollzugs ist selbstverständlich 
die parlamentarische Beratung und Kontrolle eines 
Haushaltsentwurfs. Diese parlamentarische Bera-
tung und Kontrolle endet j a in aller Regel — nicht 
immer, aber in aller Regel — mit der Verabschie-
dung eines Haushaltsplanes. Hier ist dem Parla-
ment eine zentrale Rolle zugedacht. Das Budget-
recht gilt seit langem als das eigentlich zentrale 
Recht der Legislative. Gerade an dieser Stelle nun 
haben die Bundesregierung und die sie tragenden 
Parteien einen Einschnitt geplant, der zentrale 
Funktionen des Parlaments im Rahmen der Haus-
haltsberatungen in Frage stellt. Ich will Ihnen 
gleich erklären, was ich damit meine. 

Dem Haushaltsausschuß des Deutschen Bundes-
tages obliegt auch die parlamentarische Kontrolle 
von Etatansätzen der Geheimdienste. 

(Aha! bei der SPD — Zuruf von der CDU/ 
CSU: Jetzt kommt es!) 

Seit vielen Jahren wird diese Kontrolle de facto von 
einem Unterausschuß des Haushaltsausschusses 
vorgenommen, einem Unterausschuß, in dem jede 
Fraktion vertreten ist, die auch im Ausschuß selber 
vertreten ist. Nun meint die Bundesregierung, die 
Fraktion der GRÜNEN müsse unter allen Umstän- 
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den aus der parlamentarischen Kontrolle über die-
sen Bereich herausgehalten werden. 

(Schily [GRÜNE]: Hört! Hört! — Lachen 
bei der CDU/CSU) 

Offenbar gibt es hier einiges unter Verschluß zu 
halten, einiges, was das Ohr eines grünen Parla-
mentariers nicht erreichen darf. 

(Zuruf von der SPD: Das Ohr schon, aber 
nicht das Gehirn! — Weitere Zurufe von 

der SPD und der CDU/CSU) 

Deshalb, um die GRÜNEN hier herauszuhalten, ha-
ben sich die Herren im Kanzleramt, aus dem Ver-
teidigungsministerium, aus dem Innen-, aus dem Fi-
nanzministerium und was weiß ich noch aus was 
für Ministerien schon kurz nach dem 6. März zu-
sammengesetzt, um auszutüfteln, wie die GRÜNEN 
durch Verfahrenstricks von der parlamentarischen 
Kontrolle in diesem Bereich ausgeschlossen wer-
den könnten. 

(Schily [GRÜNE]: Unglaublich! — Dr. 
Friedmann [CDU/CSU]: Das wünscht die 

Bevölkerung!) 

Die Illustrierte „Stern" berichtete entsprechend die-
sem Sachverhalt schon im März — — 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

— An Ihrer Stelle wäre ich jetzt mal ein bißchen 
stiller und würde mir das sehr aufmerksam anhö-
ren. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Denn wie ich am Mittwoch im Ausschuß erfahren 
konnte, ist ja Ihre Gruppe, zumindest die Haus-
haltsgruppe der CDU/CSU, offenbar noch gar nicht 
in Kenntnis dessen, was da wirklich passiert ist. In 
diese Richtung gingen jedenfalls die Ausführungen 
des Herrn Carstens. 

(Zurufe von der CDU/CSU — Unruhe) 

Vizepräsident Westphal: Darf ich vielleicht vor-
schlagen, Fragen zu stellen. Dann können wir alle 
das mithören. 

Kleinert (Marburg) (GRÜNE): Die Illustrierte 
„Stern" berichtete schon im März über die ange-
strengten Bemühungen der Herren Staatssekretäre 
und über die Rolle des Herrn Jenninger dabei. Da-
bei war von Anfang an klar, daß es kaum einen 
legalen Weg geben könnte, uns den Zugang zu die-
sem Gremium zu verwehren. 

Was nun bei diesen über Monate hinweg andau-
ernden Bemühungen herausgekommen ist, das ist 
jetzt endlich aus dem konspirativen Dunkel ans Ta-
geslicht getreten. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Herausgekommen ist eine gegenüber früheren Jah-
ren veränderte Fassung des Haushaltsgesetzent-
wurfs der Bundesregierung und die erklärte Ab-
sicht, die Frage der Besetzung dieses Gremiums auf 
der Grundlage dieses Gesetzentwurfs — man be-
achte: auf der Grundlage eines Gesetzentwurfs — 
zu regeln. Herausgekommen ist damit nicht mehr 

und nicht weniger als der eher simpel eingefädelte 
Versuch, durch eine bewußte Irreführung der Öf-
fentlichkeit — der fragliche Passus im Haushalts-
gesetzentwurf bezieht sich angeblich auf etwas 
ganz anderes — und bei Inkaufnahme offenen Ver-
fassungsbruchs die von langer Hand geplante Aus-
schaltung der GRÜNEN auf kaltem Wege durchzu-
setzen. Unter dem Deckmantel, hier ginge es um die 
Regelung des Wegfalls von Essenszuschüssen, wol-
len Sie uns den Zugang zur Kontrolle der Etatpläne 
der Geheimdienste verwehren. 

(Schily [GRÜNE]: Das war ziemlich trotte

-

lig!) 

Eigentlich wollten die Fraktionen von CDU/CSU 
und FDP schon vorgestern im Haushaltsausschuß 
den Rausschmiß unserer Fraktion durchsetzen. 

(Kühbacher [SPD]: Das haben wir gemein

-

sam verhindert! — Demonstrativer Beifall 
bei den GRÜNEN) 

Meine Damen und Herren, hier geht es nicht nur 
um eine „irreführende Begründung", wie das die 
„Frankfurter Rundschau" gestern schrieb, hier geht 
es nicht nur um eine Täuschung der Öffentlichkeit. 
Schon allein die Absicht, die Beratung von Haus-
haltsansätzen auf der Grundlage eines Gesetzes 
durchzuführen, das es noch gar nicht gibt, sondern 
das allenfalls nach Abschluß dieser Beratungen 
überhaupt erst in Kraft treten könnte, ist eine Ab-
surdität, ein Verfahren, das zugleich ganz offen-
sichtlich gegen Art. 110 des Grundgesetzes und ge-
gen § 1 der Bundeshaushaltsordnung sowie gegen 
eine Grundsatzentscheidung des Bundesverfas-
sungsgerichtes aus dem Jahre 1974 verstoßen wür-
de; 

(Schily [GRÜNE]: Darum muß sich der 
Verfassungsschutz einmal kümmern! — 
Frau Beck-Oberdorf [GRÜNE]: Da sieht 
man, wo die Verfassungsfeinde sitzen!) 

denn dort ist zwingend festgelegt, daß in das Haus-
haltsgesetz nur Bestimmungen aufgenommen wer-
den können, die sich auf Einnahmen und Ausgaben 
des Bundes und auf den Zeitraum beziehen, für den 
das Haushaltsgesetz beschlossen ist. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Hat Herr Schily 
Ihnen das aufgeschrieben? — Gegenruf 
des Abg. Schily [GRÜNE]: Nein, er kann so 

etwas selber!) 

— Ich kann das inzwischen sogar selber. Sie wer-
den es nicht für möglich halten. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Dort ist zwingend festgelegt, daß es alleiniger Sinn 
und Zweck des Haushaltsgesetzes ist, den Haus-
haltsplan festzustellen, nicht aber, irgendwelche 
Verfahrensregeln festzuschreiben, die für die Art 
und Weise der Beratung des Haushalts maßgeblich 
sind. 

Ich will Sie hier nicht weiter mit juristischen De-
tailargumenten strapazieren. 

(Schily [GRÜNE]: Die sind interessant!) 
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Ich möchte auch nicht allzu große Anforderungen 
an Ihr intellektuelles Fassungsvermögen stellen, 
obwohl eine Rechtsbelehrung gerade in diesem Fall 
sicherlich sehr angebracht wäre. 

(Heiterkeit und Beifall bei den GRÜNEN) 

Ich will Sie hier also nicht weiter mit juristischen 
Details strapazieren. Dazu wird womöglich, wie es 
aussieht, noch an anderer Stelle ausgiebig Gelegen-
heit sein. 

Aber eines muß doch sehr deutlich gesagt wer-
den: Die Bundesregierung und die sie tragenden 
Parteien haben in dieser Woche versucht, einen von 
langer Hand geplanten, über Monate hinweg in den 
Hinterzimmern des Kanzleramtes und verschie-
dener Ministerien beratenen Coup zu landen, mit 
dem so offensichtlich gegen die Verfassung, gegen 
das Haushaltsrecht und gegen die Geschäftsord-
nung des Deutschen Bundestages verstoßen wor-
den wäre, daß man dies nicht anders bewerten 
kann denn als Versuch, hier offenen Verfassungs-
bruch aus durchsichtigen politischen Motiven zu 
praktizieren, 

(Beifall bei den GRÜNEN — Carstens [Em

-

stek] [CDU/CSU]: Unerhört!) 

einen Verfassungsbruch, der im übrigen nicht nur 
DIE GRÜNEN tangieren würde, sondern die Kon-
trollfunktion der Parlamente gegenüber der Regie-
rung schlechthin; 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

denn wenn tatsächlich nach der im Gesetzentwurf 
vorgesehenen Regelung verfahren würde, wenn die 
Mitglieder solcher Ausschüsse mit der Mehrheit 
der Stimmen der Mitglieder des Haushaltsaus-
schusses gewählt würden, dann bedeutete dies in 
der Konsequenz doch nichts anderes, als daß sich 
die Regierung, die ja über die Regierungsparteien 
in den Ausschüssen stets die Mehrheit hat, ihre 
Kontrollinstanz selber wählen könnte. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Das ist ja wohl eine Absurdität. 

(Dr. Riedl [München] [CDU/CSU]: Das ist 
wie bei Ihrer Basis!) 

Meine Damen und Herren, der Herr Bundestags-
präsident hat zu Beginn dieser Legislaturperiode 
festgestellt — ich zitiere —: „Keiner hier hat ein 
besseres Mandat als ein anderer." 

(Hört! Hört! bei den GRÜNEN) 

Und weiter hat er den Wunsch ausgedrückt — ich 
zitiere wieder —, daß unsere Werktagsarbeit mit 
unseren Sonntagsreden übereinstimmen möge. 

(Oho-Rufe von den GRÜNEN) 

Das, was hier in Rede steht, kann er damit gewiß 
nicht gemeint haben. Denn wenn das, was die Re-
gierungskoalition hier ausgetüftelt hat, die Werk-
tagsarbeit ist, dann kann ich nur sagen, es ist eine 
schmutzige Werktagsarbeit. 

(Lebhafter Beifall bei den GRÜNEN) 

Deutlicher könnte der Widerspruch zu den vielen 
wolkigen Sonntagsreden, die wir hier von den Re

-

gierungsvertretern immer wieder hören müssen, 
auch kaum herauskommen. 

(Kühbacher [SPD]: Wo war denn da der 
liberale Justizminister? — Schily [GRÜ

-

NE]: Den gibt es doch nicht mehr!) 

Der Rechtsbruch, der hier unter bewußter Täu-
schung der Öffentlichkeit geplant war und der noch 
weiter geplant ist, 

(Dr. Riedl [München] [CDU/CSU]: Sie 
phantasieren!) 

ist so offensichtlich, daß selbst die Vertreter der 
Regierungsparteien in letzter Minute kalte Füße be-
kommen haben, als sie durch unsere Ankündigung 
davon wußten, daß die vorgesehene Manipulation 
an die Öffentlichkeit kommen würde. 

(Zuruf von der SPD: Heiße Köpfe!) 

Wie anders ist es zu erklären, daß CDU/CSU und 
FDP unmittelbar nach unserer Ankündigung, die 
Angelegenheit publik zu machen, urplötzlich einen 
Tag vor der fest terminierten Behandlung dieses 
Punktes im Haushaltsausschuß entdeckten, daß ei-
gentlich noch gar nicht alle mit dieser Frage zusam-
menhängenden Probleme genügend durchdacht 
und ausdiskutiert seien. 

(Lachen bei den GRÜNEN) 

Plötzlich hieß es, es sei noch nicht Zeit genug gewe-
sen für eine eingehende Behandlung dieser Frage. 
Das versucht man uns jetzt weiszumachen, obgleich 
seit Monaten öffentlich bekannt war, daß die Regie-
rungskoalition an einer solchen Lex Grüne herum-
tüftelt. Wollen Sie uns eigentlich für dumm verkau-
fen, Herr Carstens, kann ich da nur fragen. 

(Carstens [Emstek] [CDU/CSU]: Sie sind es 
schon! — Zurufe von den GRÜNEN: Na, na! 

— Beleidigung!) 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter Klei-
nert, darf ich Sie unterbrechen. Ich muß dem Kolle-
gen Carstens (Emstek) einen Ordnungsruf erteilen. 

(Carstens [Emstek] [CDU/CSU]: Weswe

-

gen?) 

Dies ist eine persönlich gezielte Bemerkung, die 
hier nicht hinpaßt. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Kleinert (Marburg) (GRÜNE): Herr Carstens, an-
gesichts dieser Vorgänge überlasse ich das Urteil 
darüber, wer hier dumm ist, der Öffentlichkeit. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Die Damen und Herren von der Regierungskoali-
tion betrachten uns offenbar als eine Art Sicher-
heitsrisiko. So heißt das doch in Ihrer Sprache. Ich 
will einmal einen Augenblick bei dieser Frage und 
bei Ihrer eigenen Logik verweilen. Sie sagen, wir 
sind ein Sicherheitsrisiko. Und um dieses angebli-
che Sicherheitsrisiko nun auszuschalten, verab-
schiedet die Bundesregierung einen Gesetzentwurf, 
der die Öffentlichkeit irreführt und der das aus-
drückliche Ziel hat, unter Mißachtung von rechtli-
chen und gesetzlichen Bestimmungen eine Ihnen 
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politisch unliebsame Oppositionsfraktion von 
grundlegenden parlamentarischen Kontrollmög-
lichkeiten auszuschließen. Und dann besitzen die 
Sprecher des Finanzministeriums noch die Unver-
frorenheit — ich muß das so nennen —, 

(Zuruf von den GRÜNEN: Das ist noch 
sehr milde ausgedrückt!) 

zu behaupten, dies alles sei wohl ein bißchen un-
glücklich. Wer sich diese Vorgänge aufmerksam an-
sieht, der muß sich doch ernsthaft fragen, wer denn 
nun eigentlich hier das Sicherheitsrisiko ist. 

(Lebhafter Beifall bei den GRÜNEN) 

Sind denn die das Sicherheitsrisiko, die hier aufklä-
ren wollen über die Art und Weise, wie die Geheim-
dienste mit Steuergeldern umgehen, oder sind es 
am Ende nicht vielmehr die, die im Dunkel der 
Kulissen an grundlegenden Prinzipien der Verfas-
sung und des Haushaltsrechts herummanipulie-
ren? 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Mir — und damit komme ich zum Schluß — fällt die 
Antwort auf diese Frage nicht schwer. Ich bedanke 
mich. 

(Lebhafter Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat Frau Abge-
ordnete Seiler-Albring. 

Frau Seiler-Albring (FDP): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Eine Bemerkung zuvor: Lieber 
Herr Kleinert, Ihre Bemühungen um eine effektive 
Finanzkontrolle stehen in betrüblichem Gegensatz 
zur Präsenz Ihrer Fraktion im Rechnungsprüfungs-
ausschuß. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Fischer [Frankfurt] [GRÜNE]: Lassen wir 
doch einmal abzählen! — Weitere lebhafte 

Zurufe von den GRÜNEN) 

Jetzt möchte ich gerne zum Thema sprechen. In 
Zeiten reichlich vorhandener öffentlicher Mittel 
wird der Rechnungshof — — 

(Fischer  [Frankfurt] [GRÜNE]: Von unse

-

rer Fraktion sind zwei Drittel da, gnädige 
Frau! — Anhaltende Zurufe von den 
GRÜNEN — Der Abgeordnete Kleinert 
[Marburg] [GRÜNE] meldet sich zu einer 

Zwischenfrage) 

Vizepräsident Westphal: Ich muß zunächst um 
Ruhe bitten. Ansonsten möchte ich Sie fragen, Frau 
Abgeordnete, ob Sie eine Zwischenfrage des Abge-
ordneten Kleinert zulassen. 

Frau Seiler-Albring (FDP): Nein. 

Diese Zeiten — wer weiß das nicht besser als wir 
alle — sind längst vorbei. Wenn alle Schichten der 
Bevölkerung durch zum Teil erhebliche Einschnitte 
in die Leistungsgesetze ihren Teil zur Konsolidie-
rung der öffentlichen Haushalte in den letzten Jah-
ren beigetragen haben und noch weiter beitragen 
müssen, darf die Gedankenlosigkeit im Umgang mit  

knappen öffentlichen Mitteln nicht länger hinge-
nommen werden. 

Die vor uns liegenden Bemerkungen des Bundes-
rechnungshofes zur Haushaltsrechnung 1980 sind 
ein Dokument für zum Teil fahrlässigen und 
schlampigen Umgang mit öffentlichen Geldern. 

Vizepräsident Westphal: Ich möchte Ihnen ein biß-
chen mehr Ruhe verschaffen. Ich weiß, daß es nicht 
so ganz einfach ist, hier eine erste Rede zu halten. 
Vielleicht richten wir uns alle danach. 

Frau Seiler-Albring (FDP): Das ist gar keine 
Schwierigkeit. 

Lassen Sie mich bitte zu Beginn einige Beispiele 
dafür nennen. Der Rechnungshof rügt in seinem 
Prüfbericht 1980 — ich möchte einmal mit dem 
eigenen Haus beginnen — die Verwaltung des 
Deutschen Bundestages, die z. B. seit 1971 ohne 
Ausschreibung fortlaufend dieselbe Werbeagentur 
mit der Herstellung und dem Vertrieb des Maga-
zins „Parlament aktuell" beauftragt hat. Immerhin 
betrug die Auftragssumme bis 1979 rund 8 Millio-
nen DM. 

(Zuruf des Abg. Kühbacher [SPD]) 

Ich bin der Auffassung, daß es uns selbst gut anste-
hen würde, die Vergaberichtlinien im eigenen 
Hause einzuhalten und damit wirtschaftlich zu han-
deln. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

In einem weiteren Fall rügt der Rechnungshof 
die Interessenkollision bei Bediensteten der Bun-
desministerien. Für mich ist es ein äußerst bedenk-
licher Zustand, daß Beamte des Bundes in Auf-
sichtsratsgremien von Gesellschaften und Zuwen-
dungsempfängern sitzen, die unmittelbar bzw. mit-
telbar einen Bundesbezug haben. Diese Aufsichts-
ratsmitglieder müssen einmal in ihrer Eigenschaft 
als Beamte der jeweiligen Häuser darauf achten, 
daß mit den Zuwendungen möglichst sparsam ver-
fahren wird, und natürlich haben sie auf der ande-
ren Seite in ihrer Eigenschaft als Mitglieder der 
jeweiligen Aufsichtsgremien ein Interesse daran, 
daß die Zuwendungen möglichst großzügig ausfal-
len. 

In einzelnen Fällen kam es sogar dazu, daß ein 
Beamter mit Verhandlungen beauftragt wurde, der 
dem Verhandlungspartner in anderer Funktion, 
z. B. als Aufsichtsratsmitglied, verbunden war. 

Ein weiteres Ärgernis ist die Beschäftigung pen-
sionierter Beamter und Soldaten bei institutionell 
geförderten Zuwendungsempfängern. Hier kam es 
nach dem Prüfbericht des Bundesrechnungshofes 
in einzelnen Fällen dazu, daß neben den nicht ge-
rade niedrigen Ruhestandsbezügen ein aktives Ge-
halt in der gleichen Größenordnung gezahlt wurde. 
Der Bundesfinanzminister hat in seiner Erwide-
rung zugesagt, daß er zukünftig darauf achten wird, 
daß die Versorgungsbezüge bei der Vergütung ent-
sprechend berücksichtigt werden. Wir werden den 
Finanzminister zu gegebener Zeit im Rechnungs-
prüfungsausschuß an seine Zusage erinnern. 
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Zu diesem Kapitel gehört auch das Thema der 

Vergabe von Gutachten an pensionierte Beamte. 
Hier drängt sich uns der Verdacht auf, daß man es 
für nötig hält, diesem Personenkreis den Ruhe-
stand durch ein Bonbon noch versüßen zu müssen. 

Erstaunen löst auch ein anderer Vorgang aus. So 
sind zur Förderung branchenübergreifender Maß-
nahmen zur Leistungssteigerung in kleinen und 
mittleren Unternehmen 1981 an den Deutschen Ge-
werkschaftsbund Zuschüsse von mehr als 
400 000 DM bewilligt worden; für 1983 sind noch-
mals Gelder in einer Größenordnung von über 
600 000 DM zugesagt. Was das mit Leistungssteige-
rung in kleinen und mittleren Unternehmen sowie 
der Produktivität zu tun hat, hätte ich gerne ge-
wußt. 

(Beifall bei der FDP) 

In der Aufzählung von Fehlverhalten und Fehl-
entscheidungen noch ein weiteres Beispiel: Mit 
Recht rügt der Rechnungshof, daß im Programm 
„Nahverkehrsforschung" bei der Entwicklung von 
Bedarfsbussystemen eine unwirtschaftliche Paral-
lelförderung vorlag. So hat das zuständige Ministe-
rium zunächst über die Durchführbarkeit von den 
beiden Antragstellern eine Studie erstellen lassen, 
Kosten: 5 Millionen DM. Nicht genug damit; ergän-
zend dazu hat der Bundesminister für weitere 
500 000 DM eine wissenschaftliche Begleituntersu-
chung — und den Titel möchte ich Ihnen nicht vor-
enthalten — über die „mit der Einführung neuer 
Verkehrsmittel verbundenen Dimensionen und 
Problemstellungen aus verkehrswissenschaftlicher, 
soziologischer, psychologischer und juristischer 
Sicht" in Auftrag gegeben. 

Diese vom Projektbegleiter des Bundesministers 
als interessant oder bemerkenswert bezeichneten 
Ergebnisse kommen zu so banalen Feststellungen 
wie: daß sich die Benutzung von Bedarfsbussen zur 
Schlechtwetter- und Winterzeit durch Umsteiger 
von Zweirädern erhöht, daß sich das Verkehrsange-
bot mit zunehmender Entfernung vom Zentrum 
verschlechtert, daß eine Verschlechterung der 
Staatsfinanzen sich auch auf die Verkehrsausgaben 
auswirkt. 

Diese „tiefgreifenden" Erkenntnisse haben dann 
wohl mit dazu geführt, daß für rund 50 Millionen 
DM parallel zwei Konzepte für ein Bedarfsbussy-
stem finanziert worden sind. 

Der vorgelegte Bericht des Rechnungshofes zur 
Jahresrechnung 1980 zeigt also auch diesmal wie-
der, daß mit öffentlichen Geldern, also mit Geldern 
der Steuerzahler unseres Landes, diplomatisch aus-
gedrückt, leichtfertig umgegangen wird. Nun kann 
man die Schuld nicht nur beim Empfänger solcher 
Zuwendungen suchen; denn von ihm kann man ja 
füglich nicht erwarten, daß er sich gegen diese Gel-
der wehrt. Hier ist vielmehr der Ansatz bei dem 
Absender der Zahlung zu suchen. Konkret: Von den 
die Haushaltsmittel vergebenden Ministerien und 
ihren Mitarbeitern muß erwartet werden, daß sie 
bei der Vergabe der vorhandenen Mittel die Ge-

sichtspunkte Effizienz und Sparsamkeit in den Vor-
dergrund ihrer Entscheidungen stellen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Leider gilt im öffentlichen Dienst zu wenig das 
Prinzip der persönlichen Verantwortung und Haf-
tung, aus dem Sanktionen bei Fehlverhalten abge-
leitet werden könnten. Zwar werden abstrakte Ziele 
wie Wirtschaftlichkeit, Sparsamkeit und Gemein-
wohl theoretisch den Entscheidungen zugrunde ge-
legt, in der Praxis leider aber nur mangelhaft 
durchgesetzt, wie der Prüfungsbericht, den wir be-
raten, ja beweist. 

Wenn aber die berechtigten Interessen der Steu-
erzahler an einer korrekten Mittelvergabe, so wie 
es erstrebenswert ist, berücksichtigt werden sollen, 
bedarf es einer effizienteren Kontrolle. Dies gilt so-
wohl beim Bundesrechnungshof als Kontrolle der 
Exekutive als auch beim Rechnungsprüfungsaus-
schuß des Deutschen Bundestages als Vertreter der 
Legislative. Beide Institutionen üben im öffentli-
chen Interesse die Finanzkontrolle aus. Beide sind 
aufeinander angewiesen und ergänzen sich. 

Nach Auffassung vieler Kollegen in unserem 
Hause, aber auch der Bürger draußen fristet insbe-
sondere das parlamentarische Kontrollverfahren 
zur Entlastung der Bundesregierung — im Gegen-
satz zur Beteiligung des Parlaments an der Haus-
haltsplanung — ein Schattendasein und wird — 
seien wir doch selbst einmal kritisch — oft nur als 
lästige Pflicht empfunden. Diese Haltung steht aber 
in deutlichem Widerspruch dazu, daß Haushalts-
überwachung der Exekutive doch zu den wichtig-
sten parlamentarischen Kontrollfunktionen zählt 
und ein unentbehrlicher Faktor unseres Verfas-
sungslebens ist. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Sehr richtig! Sehr wahr! bei der SPD) 

Mit ein Grund für das mangelnde Ansehen dieser 
Arbeit, das dem öffentlichen Interesse an ihr doch 
überhaupt nicht entspricht, ist darin zu sehen, daß 
in der Vergangenheit häufig eine zeitnahe Rech-
nungsprüfung und Entlastung nicht möglich war. 

(Frau Berger [Berlin] [CDU/CSU]: Sehr 
richtig!) 

Die Aufstellung der Jahresrechnung durch den 
Bundesfinanzminister, das zum Teil aufwendige 
Prüfverfahren durch den Rechnungshof und der 
Abschluß der Beratungen durch den Rechnungs-
prüfungsausschuß dauern zu lange, erfolgen zu 
spät, wie auch die Tatsache beweist, daß wir zur 
Zeit über die Entlastung des Bundeshaushalts 1980 
beraten. 

Dieses aber hat mit seinen Grund in der Doppel-
mitgliedschaft der Mitglieder des Rechnungsprü-
fungsausschusses — bekanntlich ist er ja ein Unter-
ausschuß des Haushaltsausschusses — und der un-
geheuer umfangreichen Stoffmenge, die es dem 
Ausschuß erschwert, die ihm übertragenen Aufga-
ben zeitnahe zu bewältigen. Während der Haus-
haltsberatungen kann der Rechnungsprüfungsaus-
schuß daher praktisch nicht zusammentreten, so 
daß für die Rechnungsprüfung die Zeit zwischen 
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der Verabschiedung des Haushaltsgesetzes und der 
Einbringung des neuen Entwurfs durch die Bundes-
regierung offen bleibt. 

Im Klartext heißt das: Die Hauptarbeit geschieht 
im ersten Halbjahr, vor der Sommerpause. Das ist 
auch der Grund dafür, daß wegen des fehlenden 
zeitlichen Zusammenhangs nur in ganz seltenen 
Fällen Forderungen nach Konsequenzen und auch 
Sanktionen erhoben werden können. 

So ist es auch zu verstehen, daß sich der Haus-
haltsausschuß, sieht man von wenigen spektakulä-
ren Ausnahmen ab, auf die bloße Kenntnisnahme 
des Rechnungsprüfungsausschußberichts be-
schränken muß. Der dann vorgelegte knappe Be-
richt des Ausschusses mit dem Antrag auf Entla-
stung der Bundesregierung und den immer wieder-
kehrenden Ersuchen an die Bundesregierung und 
die zuständigen Bundesminister, den Feststellun-
gen und Bemerkungen Rechnung zu tragen, bilden 
dann den Abschluß des Finanzkontrollverfahrens. 

Diese Entlastung — das sollten wir selbstkritisch 
als Parlamentarier feststellen, und die Präsenz be-
weist es j a auch ist zu einem bloßen Zeremoniell 
herabgesunken. Das hat zur Folge, daß zwischen 
parlamentarischer Mitgestaltung bei der Haus-
haltsfeststellung und der folgenden Kontrolle des 
Haushaltsvollzugs ein augenfälliges Mißverhältnis 
besteht, das der Bedeutung der parlamentarischen 
Finanzkontrolle in keinem Fall gerecht wird. 

Ich mache im folgenden einige Verbesserungs-
vorschläge, die an die Anregungen meines Vorgän-
gers Dr. Zumpfort anschließen. 

(Esters [SPD]: Aber nicht privatisieren!) 

— Doch! 

(Esters [SPD]: Den Rechnungshof?) 

— Nein! 

(Lachen bei der SPD und den GRÜNEN) 

Ich glaube, die Mitglieder des Rechnungshofes sind 
sehr, sehr gute Beamte. 

Wir müssen gerade in Zeiten der knappen Kas-
sen in unserem Haushalt allen Bürgern deutlich 
machen, daß wir mit den uns von ihnen anvertrau-
ten Geldern nicht nur bei der Vergabe der Mittel, 
sondern natürlich auch bei der Kontrolle sorgfältig 
umgehen. 

Hauptaufgabe muß sein, das Prüfverfahren nach 
Möglichkeit zu beschleunigen. Dazu gehört, daß die 
Arbeit des Rechnungshofs effizienter gestaltet wird. 
Das bedeutet aber auch eine Stärkung des Apparats 
des Rechnungshofs. 

Des weiteren sollten wir prüfen, inwieweit in Zu-
kunft private Gutachter und Sachverständige bei 
der Prüfung mehr herangezogen werden können. 

Wir sollten ferner darauf hinwirken, daß — und 
ich glaube, das ist sehr wichtig — der Prüfbericht 
dort, wo es möglich ist, in Teilberichte untergliedert 
wird und die abgeschlossenen Teilberichte vorab 
dem Rechnungspüfungsausschuß übersandt wer-
den, damit dieser mit der Beratung beginnen kann 
und nicht auf den abgeschlossenen Gesamtbericht  

warten muß, der j a aus verschiedenen Gründen län-
gere Zeit auf sich warten läßt. 

Wir müssen versuchen, den Zeitpunkt der Entla-
stung der Regierung mit der endgültigen Beschluß-
fassung über den neuen Haushalt zu verbinden. 
Nur so kann es gelingen, Konsequenzen möglichst 
schnell wirksam werden zu lassen. Das ist sicher 
nicht einfach. Aber wir sollten versuchen, es mög-
lich werden zu lassen. 

Um die Zusammenarbeit von Parlament und 
Rechnungshof zu verbessern, sollte auch in Erwä-
gung gezogen werden, ob nicht der Präsident des 
Bundesrechnungshofs von diesem Haus gewählt 
werden sollte, statt daß er wie bisher von der Bun-
desregierung vorgeschlagen und vom Bundespräsi-
denten ernannt wird. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Des weiteren sollten wir überlegen, ob nicht der 
Präsident bei der Behandlung seines Berichts im 
Parlament Rederecht erhält, wie es beim Wehrbe-
auftragten bei der Behandlung seines Berichts ja 
schon geschieht. 

Darüber hinaus halte ich es für notwendig, daß 
die Prüfgebietsleiter des Rechnungshofs grundsätz-
lich bei den Berichterstattergesprächen über die 
Einzelpläne herangezogen werden, damit bereits 
bei der Vorberatung über die zugewiesenen Mittel 
der Sachverstand des Rechnungshofs eingeschaltet 
werden kann. 

Finanzielle Engpässe haben jedoch auch eine 
gute Seite. Wir sind gefordert, alle Tätigkeit des 
Staates auf ihre Notwendigkeit und Effizienz wie-
der und wieder zu überprüfen. Wo sich herausstellt, 
daß diese Voraussetzungen nicht mehr gegeben 
sind, muß sich der Staat zurückziehen. 

Dazu gehört auch der Komplex der Privatisie-
rung staatlicher Dienstleistungen und Aufgaben. 
Hier gilt der Grundsatz, daß öffentliche Dienstlei-
stungen auf Private zu übertragen sind, wo diese sie 
besser erfüllen können und dies ohne Beeinträchti-
gung staatlicher Belange möglich ist. 

Ein Beispiel für die hilfreiche Rolle des Rech-
nungshofs ist die Gutachtertätigkeit des Rech-
nungshofs als des Beauftragten für die Wirtschaft-
lichkeit der Verwaltung. Auf die Privatisierung der 
Naßbaggerei ist Dr. Friedmann schon eingegangen. 
Durch den Grundsatzbeschluß haben wir es er-
reicht, daß uns die private Vergabe der Arbeiten 
eine nicht unerhebliche Verbilligung eingebracht 
hat. Die Entscheidung in diese Richtung wäre ohne 
den Widerstand bei Gewerkschaften und dem da-
maligen Koalitionspartner eigentlich schon früher 
fällig gewesen. 

Meine Damen und Herren, in der Öffentlichkeit 
ist weithin die Ansicht verbreitet, daß die Parteien 
des Deutschen Bundestages bei der Beurteilung 
und Bewertung vieler Fragen zerstritten seien. Als 
Mitglied des Rechnungsprüfungsausschusses kann 
ich jedoch feststellen und festhalten, daß die Arbeit 
in unserem Ausschuß wie auch im Haushaltsaus- 
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schuß über die Fraktionen hinweg überaus koope-
rativ und fair ist. 

(Beifall bei der FDP, der CDU/CSU und der 
SPD) 

Dieses gute Arbeitsklima macht deutlich, daß die 
Gemeinsamkeit in der Sacharbeit in unserem 
Hause nach wie vor gegeben ist. Das macht die 
Arbeit in diesen Ausschüssen gerade auch für einen 
jungen Parlamentarier trotz der zeitlichen Bela-
stung zu einer befriedigenden Aufgabe. — Ich 
danke für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der FDP, der CDU/CSU und der 
SPD) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abge-
ordnete Carstens (Emstek). 

Carstens (Emstek) (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine verehrten Kolleginnen und Kollegen! Wir de-
battieren hier zur Zeit den Bericht des Bundesrech-
nungshofs und das, was der Rechnungsprüfungs-
ausschuß dazu gesagt hat. Wir können feststellen, 
daß von den GRÜNEN Themen angesprochen wer-
den, die im Moment bei der Beratung im Haushalt 
keine Rolle spielen. 

(Lachen bei den GRÜNEN — Schily [GRÜ

-

NE]: Die Verfassung interessiert Sie nicht! 
1980 waren wir noch nicht im Parlament!) 

Ich bin jedoch sehr wohl bereit, darauf jetzt einzu-
gehen. 

Herr Kollege Kleinert, ich muß Ihre Vorwürfe zu-
rückweisen — ich tue dies mit Entschiedenheit —, 

(Zurufe von den GRÜNEN) 

weil sie jeder Grundlage entbehren, zumindest ei-
ner Grundlage, wie Sie sie hier dargelegt haben. 

(Schily [GRÜNE]: Begründung! — Frau 
Beck-Oberdorf [GRÜNE]: Erklären Sie uns 

das ein bißchen!) 

Ich weise die Vorwürfe zurück, was Manipulation 
und Einschränkung des Budgetrechts des Parla-
ments angeht. 

Worum ging es bei uns im Haushaltsausschuß? 
Wir mußten uns mit der Frage beschäftigen, wie 
gewisse Titel des Haushalts in Zukunft überprüft 
werden sollten. Dazu gab es einen Tagesordnungs-
punkt. 

(Schily [GRÜNE]: So wie früher! — Fischer 
[Frankfurt] [GRÜNE]: Wie immer!) 

Wir haben unsererseits entschieden, daß dieser 
Punkt von der Tagesordnung abgesetzt werden soll-
te. 

(Schily [GRÜNE]: Warum? — Dr. Riedl 
[München] [CDU/CSU]: Weil Sie die Ver- 
traulichkeit nicht einhalten, Herr Schily!) 

Nun werfen Sie uns vor, Herr Kollege Kleinert, daß 
wir den Punkt abgesetzt haben, obwohl Sie die Ab-
setzung selber beantragt haben. Es ist unredlich 
und unfair, das im Parlament zu tun. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der FDP und der 
SPD) 

Ich habe zugesagt, daß wir auf diesen Punkt 
rechtzeitig zurückkommen werden, noch vor Ab-
schluß der Haushaltsberatungen, noch vor der Be-
reinigungssitzung. Diese Zusage steht. Sie wird un-
sererseits eingehalten. Es ist aber eine ganz andere 
Frage, ob uns nicht das Recht zusteht, ob wir nicht 
sogar die Pflicht haben, ernsthaft zu überprüfen, 
wie wir mit diesem wirklich wichtigen Titel des 
Haushaltsansatzes verfahren. 

(Zuruf von der SPD: Wie immer!) 
Man kann uns doch nicht den Vorwurf machen, wir 
manipulierten, wenn wir uns die notwendige Zeit 
nehmen wollen, die Rechtslage und die politische 
Lage zu prüfen. 

(Lachen bei den GRÜNEN — Abg. Hoff

-

mann [Saarbrücken] [SPD] meldet sich zu 
einer Zwischenfrage) 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter Car-
stens — — 

Carstens (Emstek) (CDU/CSU): Nein, keine Zwi-
schenfrage jetzt. 
Es geht hier um brisante Themen, z. B. um die 

Geheimdienste. 
(Schily [GRÜNE]: Aha!) 

Wenn die GRÜNEN erklärt haben, sie seien nicht 
bereit, die Vertraulichkeit zu wahren, die diese 
Dienste nötig haben, dann müssen wir überprüfen, 
ob sie mit überprüfen dürfen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Widerspruch bei den GRÜNEN — Abge

-

ordneter Schily [GRÜNE] meldet sich zu 
einer Zwischenfrage ) 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter Car-
stens, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abge-
ordneten Schily? 

Carstens (Emstek) (CDU/CSU): Nein, zu diesem 
Zeitpunkt nicht. 

(Schily [GRÜNE]: Sie behaupten etwas, 
aber Sie können es offenbar nicht bewei

-

sen!) 
— Bitte schön, ich erlaube Ihnen eine Zwischenfra-
ge. 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter Schily 
zu einer Zwischenfrage. 

Schily (GRÜNE): Herr Kollege, können Sie mir 
unter Angabe einer Zitatstelle, unter Angabe von 
Ort und Zeit mitteilen, wann wir erklärt haben, daß 
wir die Vertraulichkeit in diesem Bereich nicht 
wahren werden? 

(Dr. Riedl [München] [CDU/CSU]: Als Sie 
in den Bundestag eingezogen sind!) 

Carstens (Emstek) (CDU/CSU): Ich kann jetzt 
nicht zitieren, zu welchem Zeitpunkt Sie das gesagt 
haben. Aber ich nehme an, daß Sie selbst dazu ste-
hen, daß Sie nicht in allen Bereichen die Vertrau-
lichkeit wahren wollen. Ich kann mich gut daran 
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erinnern und bin auch gern bereit, Ihnen das bei 
nächster Gelegenheit vorzulegen. 

(Dr. Riedl [München] [CDU/CSU]: Als er 
gewählt wurde, hat er das gesagt! — Schily 
[GRÜNE]: Lesen Sie einmal nach, was ich 

gesagt habe!) 

Da dies in diesem Zusammenhang eine Rolle 
spielt, muß man einfach wissen, daß es widerstrei-
tende Interessen gibt: parlamentarische Kontrolle 
und Vertraulichkeit der Dienste. Die Leistungsfä-
higkeit und die Funktionsfähigkeit der Dienste 
müssen gewährleistet bleiben. In der Vergangen-
heit sind diese Dienste von drei Parlamentariern 
überprüft worden. Wir überlegen uns, wie diese 
Überprüfung in Zukunft stattfinden soll. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Durch vier!) 

Wir werden rechtzeitig mit Vorschlägen kommen. 
Wir werden dafür sorgen, daß die Vertraulichkeit 
gewahrt wird. Wir werden dafür sorgen, daß das 
Parlamentsrecht gewahrt wird. 

(Zurufe von der SPD und den GRÜNEN) 

Und Sie können sich darauf verlassen, daß diese 
Punkte bei unseren Beschlüssen und unseren Vor-
schlägen berücksichtigt werden. 

Denken Sie bitte daran, daß wir hier im Parla-
ment das Recht haben, die Dienste zu überprüfen, 
und bedenken Sie bitte auch, was in der übrigen 
Welt mit der Überprüfung der Dienste passiert. 

(Zuruf von der SPD: Na und?) 

Dieses Recht muß gewahrt werden, aber auch die 
Funktionsfähigkeit der Dienste. Wir werden diese 
beiden Interessen in Einklang bringen, 

(Zuruf des Abg. Schily [GRÜNE]) 

und das Volk wird damit zufrieden sein können, 
meine verehrten Damen und Herren. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zuruf des 
Abg. Schily [GRÜNE]) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat die Abge-
ordnete Frau Simonis. 

Frau Simonis (SPD): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Das war aber ein Eiertanz, lieber 
Manfred Carstens, den du da gemacht hast. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Ich hatte nämlich gedacht, daß die Regierung aus 
Scham über diese geradezu dämliche Begründung, 
die sie gefunden hat, um eine Partei aus der parla-
mentarischen Kontrolle auszuschließen, heute nur 
durch Staatssekretäre und sehr dünn vertreten ist. 
Aber nachdem sich nun ein Abgeordneter der Ko-
alition in die Bresche geschmissen hat, braucht 
wohl offensichtlich ein Minister auch nicht dazu

-

sein. 

Dadurch ist jetzt mehr Leben in die Diskussion 
gekommen, als wir es normalerweise bei Rech-
nungsprüfungsausschußberichten hier erleben; sol-
che Diskussionen finden nämlich meist abends un-
ter totalem Ausschluß der Öffentlichkeit statt, weil  

man das, was man als interessant empfunden hat, 
bereits vorher in der „Bild"-Zeitung und in anderen 
Publikationen hat lesen können — wie nämlich auf 
geradezu verschwenderische Art und Weise mehr 
Nägel als notwendig, mehr Putzlumpen als ge-
braucht usw., gekauft worden sind. 

Vizepräsident Westphal: Frau Abgeordnete Simo-
nis, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abgeord-
neten Schäuble? 

Frau Simonis (SPD): Aber gern. 

Dr. Schäuble (CDU/CSU): Kollegin, sind Sie mit 
mir der Meinung, daß es eigentlich richtig wäre, daß 
die Minister anwesend wären, die Verantwortung 
für die Haushalte tragen, die heute zur Debatte ste-
hen? 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU — Kühba

-

cher [SPD]: Wo ist Herr Lambsdorff?) 

Frau Simonis (SPD): Herr Kollege, es wäre viel-
leicht interessant — ich danke für den Zwischenruf 
und für die Hilfe —, wenn wenigstens die Minister 
anwesend wären, die damals schon anwesend gewe-
sen sind. 

(Zurufe von der SPD: Der Vizekanzler! — 
Eine schwache Zwischenfrage!) 

Einer von ihnen könnte ja hier sein. — Wir wollen 
uns nicht gegenseitig Zertifikate darüber ausstel-
len, wie gut die Zwischenfragen gewesen sind. Das, 
was jeder einzelne ins Protokoll gedruckt haben 
möchte, muß er selber verantworten. 

Manchmal habe ich das Gefühl, daß die Strafe für 
das, was Beamte machen, auf uns Abgeordnete nie-
derfällt, die wir stundenlang im Rechnungsprü-
fungsausschuß sitzen müssen — übrigens unter Be-
teiligung der GRÜNEN, das muß man auch zur Eh-
renrettung der GRÜNEN sagen, die fast die ganze 
Zeit dabeigewesen sind —, und es ist dann auch 
kein großes intellektuelles Vergnügen, hier zu ste-
hen und das, was man sich da oben schon einmal 
stundenlang gegenseitig vorgekaut hat, noch ein-
mal in aller Öffentlichkeit zu erzählen. Es scheint 
nämlich niemanden zu interessieren. 

Blättert man einmal die alten Protokolle durch, 
stellt man fest: Niemandem fällt mehr etwas Neues 
zu dem Thema ein. Fast alle Parteien sagen das 
gleiche: „Kontrolle", „Geldverschwendung", „Bür-
gern anempfohlen" usw. Und: „Da muß doch etwas 
passieren." Dann wird das Ganze in Kurzrunden ad 
acta gelegt. 

Dennoch habe ich bei der Lektüre der alten Pro-
tokolle Interessantes gefunden. Der Kollege Ger-
ster, der leider nicht da ist, hat in einem flammen-
den Beitrag zu dem, was der Regierung ins Stamm-
buch geschrieben werden muß, gesagt — ich zitiere 
mit Erlaubnis des Präsidenten; das gehört offen-
sichtlich auch zu den Ritualen: 

(Dr. Schäuble [CDU/CSU]: Nicht mehr! Das 
ist abgeschafft worden! — Weiterer Zuruf 
von der CDU/CSU: Sie sind so selten 

hier!) 
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Ihr, der Regierung, sei aber noch einmal ins 
Stammbuch geschrieben, in welcher Reihen-
folge gespart werden muß: erstens durch die 
Beendigung jedweder Geldverschwendung, 
zweitens durch den Verzicht im eigenen Be-
reich und drittens erst durch den Verzicht, der 
den anempfohlenen 

— das ist leider das Wort, das Herr Gerster ge-
braucht hat — 

Bürgern zugemutet wird. Genau die umge-
kehrte Reihenfolge macht die Regierung: Sie 
spart erst beim Bürger mit den sogenannten 
Spargesetzen, 

— ich zitiere immer noch; das ist alles noch wört-
lich — 

und dann erst denkt sie an sich selber; sie 
macht Öffentlichkeitsarbeit, Dienstreisen, die 
Bezüge der Minister und der Staatssekretäre 
steigen. 

Oh, armer Herr Gerster, hätten Sie damals doch 
geschwiegen! 

(Zuruf von der SPD) 

Denn wenn Sie gewußt hätten, was Ihre eigene Re-
gierung heute macht, hätten Sie das bestimmt nicht 
so gesagt. 

Wie geht es denn heute? Es wird genau in der 
umgekehrten Reihenfolge gespart: zuerst beim so-
genannten anempfohlenen Bürger, und zwar in ei-
nem Ausmaß, wie ich das eigentlich in meinen 
schlimmsten Vorstellungen von Ihnen nicht erwar-
tet hätte, obgleich ich dachte, ich hätte Ihre Wahl-
programme ausreichend gelesen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das sind die Fol

-

gen Ihrer Schulden!) 

Zweitens. Bei der Regierung wird überhaupt 
nicht gespart. Da steigt z. B. die Zahl der Staatsse-
kretäre fast unbemerkt, da steigen die Ausgaben 
für die Öffentlichkeitsarbeit, da steigen die Ausga-
ben für alles mögliche, nur beim Bürger wird kräf-
tig gekürzt. Ich freue mich heute schon auf die 
Rede, die dann hoffentlich Herr Gerster halten 
wird. Wenn das nämlich so weitergeht, dann müß-
ten die Berichte des Bundesrechnungshofes, die 
sich mit der Tätigkeit der neuen Regierung ausein-
andersetzen, ziemlich interessant werden. 

(Fischer [Frankfurt] [GRÜNE]: Nachtigall, 
ich hör dir trapsen!) 

— Ja, das werden wir gemeinsam machen. 

Die Frau Kollegin von der FDP hat gerade gesagt, 
es sei bedauerlich, daß die Berichtszeiträume zu 
lange zurückliegen. Ich glaube, wir haben uns ziem-
lich gemüht, die Zwei-Jahres-Frist, die wir uns ein-
mal selber gesetzt haben, einzuhalten. Kürzer ist es 
in der Tat wirklich nicht zu machen. Das Problem 
liegt meiner Meinung nach nicht so sehr in der 
mangelhaften oder nicht mehr zeitnahen Kontrolle 
durch das Parlament, sondern hat eine ganz andere 
Ursache. Daß die Vorgänge, die geprüft werden, viel 
zu lange zurückreichen — ich werde Ihnen gleich 
ein Beispiel nennen, bei dem die Geburtsstunde des 
Objekts 1958 war und mit dem wir 1983 noch immer  

nicht zum Ende gekommen sind —, liegt unter an-
derem daran, daß nur stichprobenartig geprüft 
wird, und es liegt unter anderem daran, daß die 
Exekutive und offensichtlich auch die Regierung 
hoffen, in der gleichen Sache nie wieder ein zweites 
Mal geprüft zu werden. Wahrscheinlich ist das ja 
wohl auch richtig; das heißt, man setzt sich souve-
rän über das hinweg, was hier im Parlament im 
Hinblick auf zukünftige Verhaltensmaßnahmen an-
empfohlen wird, und tut dasselbe nochmal. 

Sie haben übrigens ein Beispiel genannt, das man 
noch weiterführen könnte. Bereits 1978 wurde ange-
mahnt, daß bei der Vergabe des Magazins „parla

-

ment aktuell" eine Ausschreibung erfolgen sollte. 
Trotz dieser Anmahnung passierte 1980 bei der Ver-
gabe wieder keine Ausschreibung. Das war bedau-
erlicherweise auch noch hier im eigenen Hause. 
Das finde ich deswegen besonders bedauerlich, weil 
wir uns ja eigentlich darauf verlassen müssen, daß 
wenigstens die eigene Verwaltung das tut, was wir 
bei anderen anmahnen. Die jetzige Regierung gibt 
nun wieder freihändig demselben Herrn, dessen 
Geschäftsmethoden — vorsichtig ausgedrückt — 
mehr als zweifelhaft sind, einen Auftrag: nämlich 
eine Broschüre, in der zum Kreuzzug gegen die 
Gegner der Mittelstreckenraketen aufgerufen wird. 
Derselbe Herr ist bei uns also für die Verwaltung 
des Bundestages ausgeschlossen worden, und zwar 
wegen seiner unsauberen Geschäftsmethoden. Ich 
glaube, die Regierung sollte noch einmal überlegen, 
ob sie sich die Bemerkungen des Rechnungsprü-
fungsausschusses nicht vielleicht doch zu Gemüte 
führen will, um daraus Erkenntnisse für ihr Han-
deln zu gewinnen. 

Wenn ein Projekt, das 1958 in die Wege geleitet 
worden ist und 1983 immer noch nicht zum Ab-
schluß gebracht wird — es handelt sich hier um 
Wettersonden — , dürfen wir uns nicht darüber 
wundern, daß das Wetter so schlecht ist. 1958 stell-
ten Bundeswehr und Wetterdienst fest, daß sie eine 
gemeinsame Wettersonde brauchen. 1963 wurde ein 
Protokoll darüber gemacht. 1965 wurde festgelegt, 
was man gemeinsam an dieser Sonde haben möch-
te. 1967 wurde das erste Modell auf Papier gezeich-
net. 1969, 1971, 1973 und 1975 setzte man sich zu-
sammen, stritt sich — das ganze kostete 1,5 Millio-
nen DM —, und 1982 stellte man fest, daß man das 
Ding eigentlich nie haben wollte, 

(Heiterkeit bei den GRÜNEN) 

denn die Ansprüche, die Bundeswehr und Wetter-
dienst an diese Sonde stellten, seien sehr unter-
schiedlich, das habe man nach 20 Jahren nun end-
lich erkannt; deswegen sollten jetzt getrennt Son-
den gekauft werden. 

(Schily [GRÜNE]: Das ist auch Beschäfti

-

gungspolitik! Hervorragende Beschäfti

-

gungspolitik! — Zurufe von der CDU/CSU) 

— Das sind eure Minister auch noch mit gewesen; 
das war 1958. Ich habe ganz bewußt 1958 angefan- 
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gen, damit ihr nicht immer sagt, das seien die letz-
ten 13 Jahre gewesen. 

(Dr. Riedl [München] [CDU/CSU]: Da wa

-

ren Sie noch in den Windeln, gnädige 
Frau!) 

— Da war ich nicht in den Windeln! 

1982 kommt dann als Lösung heraus, der Wetter-
dienst möge bitte die aufwendigeren und teueren 
Sonden für das Verteidigungsressort mitkaufen, 
denn dann könne man die beiden Sonden „aneinan-
derklinken". Ich bitte herzlich darum, dies nicht so 
zu machen, denn wir möchten eigentlich keine mili-
tärischen Wettersonden, sondern abends im Radio 
oder im Fernsehen bessere Wetterkarten haben. 

(Dr. Riedl [München] [CDU/CSU]: Oder 
besseres Wetter haben! 

Und übrigens wird es dann auch billiger. 

Herr Friedmann, Ihre Hinweise auf die Privati-
sierung müßten wir einmal in aller Ruhe woanders 
diskutieren. Hier geht es doch offensichtlich darum, 
daß das abgestoßen werden soll, was gewinnbrin-
gend ist, aber die „lahmen Krücken", wie z. B. die 
Bundesbahn kauft uns doch kein Mensch ab. Wir 
würden die Bundesbahn ja sogar verschenken, aber 
keiner nimmt sie uns ab. 

Den Hinweis auf Monsieur Felix können wir im 
Rechnungsprüfungsausschuß j a wenigstens noch 
kontrollieren, wenn der Bundesrechnungshof die 
Dinge gefunden hat. Das ist anders als bei der 
Flick-Geschichte, bei der man j a erst mühsam einen 
Untersuchungsausschuß bilden mußte. Dabei muß 
man beinahe klagen, um die Akten zu bekommen, 
damit man hineingucken kann. Ich denke, es ist 
manchmal ganz gut, wenn Großunternehmen der 
Kontrolle des Parlaments ein bißchen nähergerückt 
sind, etwa im Fall Flick. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Das ist für mich ein ziemlich gutes Argument. Den 
Bundesunternehmen und dem Minister haben wir 
wenigstens auf die Hände klopfen können. Ich 
fürchte, bei Flick können wir da viel machen. Wenn 
das so weitergeht, läuft das Ganze — — 

(Dr.  Schäuble [CDU/CSU]: Grunderkennt

-

nis des Sozialismus!) 

— Wissen Sie, wenn Sozialismus bedeutet, daß wir 
kontrollieren, was mit Steuergeldern gemacht wird, 
bin ich gern ein Sozialist. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Wenn Sie unter der Freiheit der Wirtschaft verste-
hen, daß man Geld wie Flick ausgeben darf, dann 
bin ich dagegen. Das hat mit Sozialismus nämlich 
überhaupt nichts zu tun. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Von zwei Vorrednern wurde bereits die Tatsache 
angesprochen, daß Beamte der einzelnen Ministe-
rien in bundeseigenen Unternehmen als Aufsichts-
ratsmitglieder tätig sind. Das hat in zwei Bereichen 
zu Bemerkungen geführt, die fast schon ein bißchen 
witzig sind. Wir schicken Beamte dorthin, um zu  

wissen, was in den Unternehmen vor sich geht. 
Dann bekommt man einen Rechnungshofbericht, 
und dann sagt der zuständige Beamte bzw. der zu-
ständige Minister: Das haben wir alles nicht wissen 
können. Wenn man dann fragt, wer da gewesen ist, 
dann war er es meistens sogar selbst, der mit im 
Aufsichtsrat gesessen hat. Als Entschuldigung wird 
vorgetragen, man habe leider nicht die richtigen 
Unterlagen bekommen. 

Das mag im Einzelfall stimmen, aber es beweist 
im Grunde genommen, daß das richtig ist, was Herr 
Friedmann gesagt hat und was jetzt zur Zeit ge-
prüft wird: Wir müssen die Richtlinien überprüfen, 
nach denen Beamte in diese einzelnen Unterneh-
men entsandt werden. Es kann nicht richtig sein, 
daß wir darauf vertrauen, daß „unsere Bürokratie" 
für uns dort aufpaßt, daß nichts falsch läuft, und 
nachher gesagt wird: Das haben wir alles nie gese-
hen, alles nie gewußt, alles nie gehört. 

Zu überlegen ist auch, wie berücksichtigt werden 
kann, was im Bundesministerium für Jugend, Fa-
milie und Gesundheit beanstandet wurde. Das Bun-
desministerium bewilligt jährlich etwa 1 000 Zu-
wendungen. Circa 17 bis 20 % dieser Zuwendungen 
machen weniger als 5 000 DM aus. Das hat dazu 
geführt, daß von den 70 Referaten in diesem Haus 
40 allein mit der Vergabe dieser Mittel beschäftigt 
sind; d. h. das ist sozusagen ein Selbstbeschäfti-
gungsprozeß. Das Ende vom Lied ist, daß nach meh-
reren Jahren ungefähr 800 dieser 1 000 Belege nicht 
geprüft werden, und zwar über mehrere Jahre hin-
weg. Meiner Meinung nach sollte hier wirklich ge-
fragt werden, wo die Effizienz und die Kontrolle 
dieser Mittel bleibt. So wichtig es für den einzelnen 
Verband sein mag, 1 427,38 DM für seine jährliche 
Arbeit zu bekommen, so wichtig ist es für uns zu 
wissen, daß der Aufwand der Prüfung und der Ver-
gabe nicht größer als das ist, was bei diesem Ver-
band oder Zuwendungsempfänger an Gutem her-
vorgerufen wird. Unser Vorschlag ist, daß man mit 
der Prüfung im Einzelfall erst bei 5 000 DM beginnt. 
Im übrigen sollte man überlegen, ob die Bezuschus-
sung in manchen Fällen nicht ganz aufhören oder 
als Sammelbezuschussung erfolgen sollte. 

Meine Damen und Herren, ich wußte, daß irgend 
jemand — natürlich jemand von der FDP — die 
alten Vorschläge von Herrn Zumpfort wieder auf-
greifen würde. Das hilft nur alles gar nichts — so 
schön das ist —, wenn der Korpsgeist, den wir 
manchmal unter den Bürokraten entdecken kön-
nen, dazu führt, daß bei solchen Fällen, beispiels-
weise bei der Sonde, diejenigen, die dafür verant-
wortlich sind, entweder pensioniert, befördert oder 
nicht mehr auffindbar sind. In einem solchen Fall 
war es am Schluß nicht der Gärtner, sondern der 
Pförtner. Wenn es gutgegangen ist, war es der Mini-
ster, wenn es schlechtgegangen ist, war es der 
Pförtner. Im übrigen war es nie derjenige, der es 
wirklich zu verantworten gehabt hat. Wenn der 
Korpsgeist, der manchmal als Hilfe nach innen 
ganz gut ist, dazu führt, daß beispielsweise Diszipli-
narverfahren verschleppt oder gar nicht ausgeführt 
werden, nützen auch verschärfte Kontrollen nichts. 
Deswegen meine ich, wir sollten sehr vorsichtig da 
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herangehen, zumal wir bei der Art der Berichter-
stattung auch aus Gründen des Schutzes für die 
Mitarbeiter im öffentlichen Dienst bzw. in den Bun-
desbehörden darauf achten müssen, daß keiner na-
mentlich durch die Presse gezogen und an den 
Pranger gestellt wird, ehe wir die politische Bewer-
tung des Falles vorgenommen haben. Ich möchte 
wirklich nicht, daß in der Zeitung mit den großen 
Buchstaben — man kann das leichter lesen — die 
Verurteilung und die standrechtliche Erschießung 
stattgefunden haben — das kann nie wieder gutge-
macht werden —, bevor wir festgestellt haben, ob 
wir das politisch gewollt haben, was im Einzelfall 
vom Rechnungshof moniert wird. 

Die Zusammenarbeit zwischen dem Bundesrech-
nungshof und uns kann nämlich nur dann gedeih-
lich funktionieren, wenn der Bundesrechnungshof 
zu unserer Hilfe anwaltschaftlich für die Steuerzah-
ler tätig wird, die politische Bewertung und die Art 
der „Bestrafung" aber uns überlassen bleibt. Deswe-
gen meine ich, wir sollten da ein bißchen vorsichti-
ger sein. 

Im übrigen darf ich Sie im Namen meiner Frak-
tion bitten, der Regierung — der alten Regierung — 
hinsichtlich des Haushalts 1980 gemäß Art. 114 GG 
Entlastung zu erteilen. — Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abge-
ordnete Rossmanith. 

Rossmanith (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Ich hatte hier 
zunächst den Eindruck, verehrte Frau Kollegin Si-
monis, als ob Sie hier nochmals in die Haushaltsde-
batte einsteigen wollten, die wir in diesem Hohen 
Hause vor drei Wochen geführt haben. Aber Sie 
haben dann erfreulicherweise doch der Tatsache 
Rechnung getragen, daß wir uns heute mit der Be-
ratung der Beschlußempfehlung des Haushaltsaus-
schusses zu den Unterrichtungen des Bundesrech-
nungshofes für das Jahr 1980 befassen müssen. Es 
ist nun so, daß diese Beratung heute — auch wenn 
wir das Jahr 1980 beraten — in eine Zeit größter 
Finanznot fällt, so daß wir alle miteinander in bezug 
auf Einsparungen unseren Beitrag leisten müssen. 
Wir dürfen Bescheidenheit nicht nur vom Bürger, 
nicht nur von der Regierung erwarten, sondern 
müssen sie auch von der Bürokratie, von der Exe-
kutive verlangen, die das mit zu vertreten hat. Wir 
sind gegen das Verschwenden von Geldern und 
können von der Bürokratie sicherlich auch fordern, 
daß jede Mark — ich möchte fast sagen: jeder Pfen-
nig — zweimal umgedreht wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die steuerzahlenden Bürger sind natürlich mit 
Recht hellhörig, wenn Verstöße gegen die Grund-
sätze der Sparsamkeit, der Wirtschaftlichkeit und 
Ordnungsmäßigkeit bekanntwerden. Sie verlangen 
mit vollem Recht, daß das Parlament eine seiner 
wichtigsten Aufgaben, nämlich die Kontrolle der 
Regierung, der Exekutive, auch entsprechend ernst 
nimmt. Ich glaube, Herr Kleinert, hierauf hat der 

Präsident dieses Hauses mit hinweisen wollen, als 
er gesagt hat, daß Sonntagsreden und Werktagsar-
beit, um das noch einmal zu erwähnen, auch in Ein-
klang stehen sollten. Es tut mir leid, aber ich muß 
es noch einmal betonen: Allzu häufig — auch wenn 
die Kollegin Simonis hier etwas anderes gesehen 
haben will — habe ich Sie bei der Werktagsarbeit — 
sprich: bei der Arbeit im Rechnungsprüfungsaus-
schuß — nicht gesehen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von 
den GRÜNEN) 

Unsere Aufgabe ist es, dafür Sorge zu tragen, daß 
sich das Finanzgebaren der Exekutive an den vor-
hin von mir genannten Grundsätzen orientiert. Ich 
darf bei dieser Gelegenheit sagen, daß positive Vor-
schläge des Bundes der Steuerzahler von uns 
durchaus ernstgenommen werden und auch unsere 
Zustimmung finden. Andererseits sollten aber sol-
che Vorschläge, die schon längst überholt sind — 
darauf hat der Kollege Friedmann hingewiesen —, 
vom Bund der Steuerzahler überdacht werden. 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter Ross-
manith, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abge-
ordneten Kleinert (Marburg)? 

Rossmanith (CDU/CSU): Bitte. 

Kleinert (Marburg) (GRÜNE): Herr Rossmanith, 
darf ich fragen, ob Ihnen bekannt ist, daß der Kol-
lege Verheyen das Mitglied unserer Fraktion im 
Rechnungsprüfungsausschuß ist? 

(Dr. Riedl [München] [CDU/CSU]: Und Sie 
sind Stellvertreter! — Weitere Zurufe von 

der CDU/CSU) 

Rossmanith (CDU/CSU): Herr Kleinert, natürlich 
ist mir das bekannt. Ich habe mit dieser Bemerkung 
nicht Sie persönlich, sondern die Fraktion DIE 
GRÜNEN gemeint. Wenn ich mich hier so umsehe, 
dann stelle ich fest: Herr Verheyen ist anscheinend 
nicht einmal in dieser Debatte hier anwesend. 

(Fischer [Frankfurt] [GRÜNE]: Gucken Sie 
doch einmal auf die Regierungsbank! — 
Schily [GRÜNE]: Wo ist der Finanzmini

-

ster? — Abg. Schily [GRÜNE] meldet sich 
zu einer Zwischenfrage) 

— Nein, keine Zwischenfragen mehr. — Wir haben 
Verstößen gemeinsam nachzugehen, meine sehr 
verehrten Damen und Herren, damit Wiederholun-
gen ausgeschlossen werden. Denn die ganze Rech-
nungsprüfung hätte ja keinen Sinn, wenn nicht ent-
sprechende Lehren daraus gezogen würden. 

(Abg. Schily [GRÜNE] meldet sich erneut 
zu einer Zwischenfrage) 

— Ich habe leider Gottes keine Zeit mehr, Herr 
Schily. — Lassen Sie mich hier beispielhaft folgen-
des anführen: 

(Fischer [Frankfurt] [GRÜNE]: Wissen Sie, 
daß Herr Verheyen bei Berichterstatter-
gesprächen ist? Er ist bei der Haushaltsar-
beit! — Schily [GRÜNE]: Sie wissen ganz 
genau, was das heißt, in solchen Berichter- 
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stattergesprächen zu sein! Im übrigen: Wo 
ist der Finanzminister? — Dr. Riedl [Mün

-

chen] [CDU/CSU]: Der Finanzminister ist 
beim IWF in Washington!) 

— Ich finde es sehr, sehr bemerkenswert, wie hier 
von einer gewissen Fraktion dieses Hauses Parla-
mentarismus verstanden wird, wenn es darum geht, 
zuhören zu können und jemanden ausreden zu las-
sen. 

(Schily [GRÜNE]: Aber erst verunglimpfen 
Sie jemanden! — Weitere Zurufe von den 

GRÜNEN) 

— Ich habe niemanden verunglimpft, sondern nur 
eine Feststellung getroffen. 

Vizepräsident Westphal: Herr Rossmanith, darf 
ich Sie einen Augenblick unterbrechen. Ich finde 
die Debatte recht lebhaft, und für einen Freitagvor-
mittag haben wir eine ganz gute Besetzung. Wir 
sollten uns hier nicht gegenseitig so beklagen. 

(Dr. Diederich [Berlin] [SPD]: Der soll auf

-

hören, so einen Quatsch zu reden!) 

Rossmanith (CDU/CSU): Herr Präsident! Es ist 
kein gegenseitiges Beklagen. Wenn es im Parla-
ment lebhaft zugeht, ist es, glaube ich, nur positiv. 

(Zuruf der Abg. Frau Simonis [SPD]) 

Aber wir sollten uns auch gegenseitig zuhören kön-
nen. Eine gewisse Seite dieses Hauses beklagt im-
mer, daß die anderen nicht zuhören wollten. Wenn 
man aber einmal etwas sagt, dann sind der Katzen-
jammer und das Geschrei — Entschuldigung, wenn 
ich das einmal so sage — immer sehr laut, wenn 
auch undeutlich. 

(Zurufe von den GRÜNEN) 

Ich möchte kurz folgendes Beispiel anführen. Bei 
der Bundesanstalt für Arbeit wurden über Jahre 
hinweg z. B. die Beiträge an die Rentenversiche-
rung viel zu früh gezahlt. Nach der Meinung des 
Rechnungshofs wurden dabei jährlich 2,4 Millionen 
DM an Zinsverlusten in Kauf genommen. Erfreuli-
cherweise wurde dies in der Zwischenzeit abgestellt 
und eine andere Zahlungsweise vereinbart, die 
keine Zinsverluste mehr mit sich bringt. Die Aufga-
ben, die der Bundesrechnungshof und der Rech-
nungsprüfungsausschuß wahrnehmen, sind eben, 
wie sich hier zeigt, sehr notwendig. 

Ich will aber nicht unbedingt die Bundesanstalt 
für Arbeit besonders herausgreifen. Wir wissen alle 
nur zu gut, daß gerade in einer Zeit der hohen 
Arbeitslosigkeit und der immer noch steigenden 
Zahl von Lehrstellenbewerbern den Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeitern der Bundesanstalt für Arbeit 
einiges abverlangt wird. Gerade dabei wird von den 
Mitarbeitern der Arbeitsämter eine effektive Arbeit 
verlangt. Der Bundesminister für Arbeit und Sozial-
ordnung hat deshalb eine Studie in Auftrag gege-
ben, mit der die Effektivität und Wirtschaftlichkeit 
der Bundesanstalt für Arbeit untersucht werden 
soll. Uns allen ist klar, daß es mit von der Höhe der 
Arbeitslosigkeit abhängt, in welchem Umfang und  

in welcher Intensität die Arbeit in diesen Behörden 
geleistet werden muß. 

Durch entsprechende Personalansätze wurde ver-
sucht, den Aufgaben der Bundesanstalt für Arbeit 
Rechnung zu tragen. Ich darf darauf hinweisen, daß 
der Personalansatz der Landesarbeitsämter, der 
Arbeitsämter und der besonderen Dienststellen im 
Jahre 1981 55 402 Bedienstete ausmachte. Der An-
satz bei der Hauptstelle umfaßte 861 Kräfte. 

Je größer die Zahl der Bediensteten ist, desto 
schwerfälliger ist natürlich der Apparat. Deshalb 
waren wir auf dieses Gutachten sehr gespannt. Es 
ist sicherlich nicht allen gerecht geworden. Aller-
dings ist der Wert dieses Gutachtens auch darin zu 
sehen, daß die Bemühungen der Bundesanstalt un-
terstützt werden, effizienter und zukunftsorientier-
ter zu arbeiten. Das Ziel ist, eine schnellere Ver-
wirklichung der angestrebten Rationalisierung des 
Arbeitsablaufs zu erreichen. 

Ich möchte aus diesem Gutachten nur zwei 
Punkte herausgreifen, und zwar zum einen die For-
derung, daß eine zentrale Einheit für Fragen der 
Organisation und Information eingerichtet werden 
sollte, die den gesamten Bereich der Bundesanstalt 
für Arbeit umfaßt und steuernd betreut. Sie wird 
nicht nur auf Anfrage tätig, sondern sie betreibt von 
sich aus laufende Untersuchungen. Sie soll das Ziel 
verfolgen, Schwachstellen aufzuspüren und Verbes-
serungen einzuleiten. 

Eine weitere Aussage aus diesem Gutachten er-
scheint mir sehr erwähnenswert. Sie betrifft die Än-
derung in der Aktenhaltung. Man fühlt sich ja fast 
in das letzte Jahrhundert zurückversetzt, wenn man 
hört, daß in den Arbeitsämtern ein ständiges Su-
chen in und nach den Akten vor sich geht, daß das 
ein Grundübel bei den Arbeitsämtern ist und daß 
Beschäftigte tatsächlich nur damit befaßt sind, Ak-
ten zu suchen bzw. aus den Akten dieses oder jenes 
herauszusuchen. Wie gesagt: Das paßt sicherlich 
nicht mehr in die Zeit am Ende des 20. Jahrhun-
derts. Deshalb wird in diesem Gutachten ein ver-
stärkter Einsatz der Datenverarbeitung empfohlen. 

Die Datenverarbeitung darf aber nicht dazu füh-
ren, daß dann wieder mehr Personal gefordert wird. 
Die Einführung der Datenverarbeitung ist sicher-
lich nicht in allen Bereichen der Bundesanstalt er-
forderlich. Denn die Vermittlung von Arbeitsstellen 
und die Vermittlung von Lehrstellen hängt nicht in 
erster Linie davon ab, wie gut die Datenbank ist 
oder die Datenverarbeitung funktioniert, sondern 
sie wird ganz wesentlich davon beeinflußt, wie 
stark  das Engagement der einzelnen Vermittler ist, 
wie gut das Verhältnis zu den Unternehmungen 
ist. 

Ich möchte noch ganz kurz auf einen anderen 
Bereich mit eingehen, und zwar auf die Beratung 
des Einzelplans 10, Bundesministerium für Ernäh-
rung, Landwirtschaft und Forsten, und hier auf den 
Sektor „Förderung der Eingliederung von Vertrie-
benen und Spätaussiedlern in die Landwirtschaft". 
Diese Bemerkungen des Rechnungshofes und die 
Behandlung im Rechnungsprüfungsausschuß ha-
ben bei den betroffenen Verbänden teilweise zu Ir- 
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ritationen geführt. Denn der Bundesrechnungshof 
hatte festgestellt, daß der Bundesminister landwirt-
schaftliche Nebenerwerbsstellen mit zu geringer 
Landausstattung und ohne Wirtschaftsräume geför-
dert hatte und damit gegen die Zielsetzungen des 
Bundesvertriebenengesetzes verstoßen hatte. Na-
türlich ist uns bekannt, daß die Länderregierungen 
bzw. die Landwirtschaftsminister die Kriterien fest-
legen. Aber es müssen klare Kriterien geschaffen 
werden. Das war der Auftrag, den der Rechnungs-
prüfungsausschuß hier ganz klar gegeben hat, daß 
der Bundeslandwirtschaftsminister in Absprache 
mit den Länderministern klare Kriterien für diesen 
Förderungskatalog erstellt. Wir wollten jedoch die 
Förderung von Nebenerwerbsstellen nach dem 
Bundesvertriebenengesetz keineswegs in Frage 
stellen. 

Diese Beispiele, die ich kurz aufführen wollte, zei-
gen meines Erachtens, daß die Kontrollfunktion des 
Parlaments in Fragen des Haushalts mit zu seinen 
wichtigsten Aufgaben zählt. Kontrollfunktion — 
das haben Kollege Friedmann und die anderen Kol-
leginnen und Kollegen schon angesprochen — heißt 
aber nicht nur, daß wir nachträglich verursachten 
Schaden begutachten und beklagen, sondern es 
heißt, daß wir daraus für die Zukunft auch die ent-
sprechenden Lehren ziehen und die gewonnenen 
Erkenntnisse in die Finanzansätze der kommenden 
Haushalte mit einfließen lassen. 
Auf Grund unserer Haushaltslage werden wir — 

ich muß es noch einmal betonen — von den Bürge-
rinnen und Bürgern manche Einsparungsmaß-
nahme verlangen müssen. Sie haben auch ein 
Recht darauf, daß mit ihren Steuergeldern sparsam, 
wirtschaftlich und ordnungsgemäß umgegangen 
wird. Deshalb sollten wir nicht am Althergebrach-
ten festhalten. Gefragt ist vielmehr flexibles, lei-
stungsbewußtes und verantwortliches Denken und 
Handeln. Mehr Sensibilität beim Umgang mit den 
Steuergeldern unserer Bürgerinnen und Bürger ist 
vonnöten, um Fehlausgaben zu vermeiden. 
Deshalb möchte ich im Namen der CDU/CSU-

Bundestagsfraktion auch dem Bundesrechnungshof 
für seine Arbeit Dank aussprechen. Er ist das In-
strument, das die Unterstützung von uns als Parla-
ment und auch das Vertrauen der Bürger verdient. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Deshalb zum Schluß nochmals die Aufforderung 
an die Minister, an ihre Häuser und an alle Staats-
bediensteten, noch mehr Bewußtsein für einen 
sorgsamen Umgang mit den Steuergeldern zu zei-
gen. Dieser sorgsame Umgang gilt auch für uns als 
Parlament: Wir sollten uns auch gewisse Zügel auf-
erlegen und nur soviel Gesetze wie unbedingt not-
wendig beschließen. — Ich bedanke mich. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Kühbacher. 

Kühbacher (SPD): Herr Präsident! Verehrte Kolle-
ginnen und Kollegen! Ich möchte zunächst einmal 
die Bank der Bundesregierung ansprechen und dort 
den erfahrensten Parlamentarischen Staatssekre-

tär Gallus: wenn Sie mir einen Moment einmal Ihre 
Aufmerksamkeit schenken könnten. Wir haben in 
vieler, vieler Arbeit die Bemerkungen des Bundes-
rechnungshofes in dieser Drucksache — ich weiß 
gar nicht, ob die Bundesregierung weiß, welche 
Drucksache gemeint ist — durchdiskutiert. Wir dis-
kutieren, Herr Kollege Schäuble, hier j a nicht nur 
nach rückwärts, sondern wollen aus den Erfahrun-
gen nach vorn Hinweise geben, welches Handeln 
der Regierung wir als Parlament erwarten. 

Herr Staatssekretär, ich wäre dankbar, wenn in 
irgendeiner kleinen Sitzung am Rande einmal fest-
gestellt würde, warum niemand vom Auswärtigen 
Amt hier ist, obwohl der Rechnungshof das Han-
deln des Auswärtigen Amtes kritisiert; warum nie-
mand hier ist, wenn das Justizministerium kriti-
siert wird; warum niemand hier ist, wenn der Mini-
ster für Wirtschaft kritisiert wird. Sie sind kritisiert 
worden, und Sie sind hier. Das finde ich in aller 
Ordnung. 

(Beifall bei der SPD) 

Der Verkehrsminister — ich komme darauf zurück 
und werde das noch belegen — wird wegen der Ver-
schwendung von Millionen kritisiert, und niemand 
ist anwesend. 

(Dr. Friedmann [CDU/CSU]: Er hat sich 
entschuldigt!) 

— Die haben zwei Staatssekretäre und auch noch 
einen beamteten, darüberhinaus B 9-Beamte, und 
niemand ist hier, Herr Kollege Friedmann. Auch die 
politischen Beamten, die Leitung des Hauses, sind 
nicht anwesend. Ist das der Umgang dieser Regie-
rung mit dem Parlament? Ich weiß, daß es Ihnen, 
Herr Kollege Friedmann, die Höflichkeit gegenüber 
Ihrer eigenen Regierung verbietet, bestimmte 
Dinge anzusprechen. Deshalb muß ich diese Dinge 
als stellvertretender Vorsitzender ansprechen. 

Ich fahre fort: Ministerium für Jugend, Familie 
und Gesundheit — nicht anwesend; Ministerium für 
Raumordnung und Städtebau — nicht anwesend; 
Ministerium für Forschung und Technologie — in-
sofern nehme ich meinen Vorwurf zurück, weil über 
den Etat dieses Hauses heute morgen die Haus-
haltsverhandlungen mit einigen Kollegen stattfin-
den, deren Abwesenheit gerügt worden ist, und 
zwar wahrscheinlich bis tief in die Nacht hinein. 

(Dr. Diederich [Berlin] [SPD]: Gilt das auch 
für den Kollegen Verheyen?) 

Ministerium für Bildung und Wissenschaft — nie-
mand ist hier. Der Bundesminister für innerdeut-
sche Beziehungen ist überhaupt nicht kritisiert 
worden. Ich habe den Parlamentarischen Staatsse-
kretär aber hier gesehen. Das finde ich anerken-
nenswert. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Das Sondervermögen der Deutschen Bundesbahn, 
auf das ich jetzt zu sprechen kommen möchte — 
nicht vertreten. 

Hier bleibe ich bei einem Vorgang, aus dem wir 
zu lernen haben. Die Deutsche Bundesbahn hat 
1974 versucht, ein integriertes Transportsteue- 
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rungssystem, eine riesige Datenverarbeitungsan-
lage zu installieren: round about 700 Millionen DM. 
Das Ding funktioniert nicht, überhaupt nicht. Allein 
an Hardware, an Datensichtgeräten sind 4 900 
Stück gekauft worden, verteilt über die ganze Repu-
blik. Zur Zeit sind sie nur teilweise im Einsatz, und 
zwar 2 500 Exemplare. Das heißt im Klartext: Ir-
gendwann zwischen 1974 und 1978 sind für 87 Mil-
lionen DM Datensichtgeräte gekauft worden, die ir-
gendwo in der Ecke stehen. Ich hoffe, daß wenig-
stens der eine oder andere Beamte darauf spielen 
darf, damit er etwas lernt. Das ist ein Punkt, der 
vom Parlament zu kritisieren ist. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Was hat in den 
70er Jahren schon funktioniert!) 

— Ich sage Ihnen doch: Wir kritisieren nach vorn, 
damit wir daraus lernen. 

Eine der Begründungen, warum man dieses Rie-
senunternehmen durchgeführt hat, lautete: Man 
wollte einem führenden deutschen Computerunter-
nehmen — das war also politisch gewollt — auch 
eine Chance geben. Die haben dann gleich ein sol-
ches Projekt auf den Markt gelegt, das hinten und 
vorne nicht funktionieren kann. Herr Kollege, Sie 
und ich wissen doch: Wenn man etwas Neues an-
fängt, macht man das erst einmal im kleinen Rah-
men, probiert es aus, sammelt Erfahrungen, über-
trägt es dann auf das nächstgrößere Netz. Wenn das 
funktioniert, knüpft man die Knoten zusammen. 
Die haben es genau umgekehrt gemacht. Das ist 
etwas, was schon auf Grund der Lebenserfahrung 
nicht funktionieren konnte. 

Worum es mir dabei geht, ist: Hier wird von Ver-
antwortlichen über Geld verfügt, das sie selbst nicht 
zu erarbeiten brauchen, in den Größenordnungen ja 
auch nie verdienen könnten. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das ist doch 
während der Regierungszeit der SPD pas

-

siert!) 

— Das hat doch mit der SPD nichts zu tun, Herr 
Kollege. Die Verantwortlichen bei der Deutschen 
Bundesbahn, im Verkehrsministerium sitzen doch 
noch immer dort. Nur die politische Spitze hat ge-
wechselt. Es geht mir doch gar nicht darum, Herrn 
Dollinger Vorwürfe zu machen, daß das nicht alles 
schon organisiert ist. Das Problem besteht darin, 
daß hier innerhalb einer bestimmten Hierarchie ein 
bestimmter Umgang mit Steuergeldern gepflegt 
wird. Plastischer als meine Kollegin Simonis kann 
man das doch gar nicht beschreiben. Wenn es 
schiefgeht, ist der Pförtner schuld oder in diesem 
Fall wahrscheinlich der Bundesbahnsekretär in ir-
gendeiner Zweigniederlassung, wo Lokomotivfüh-
rer eingesetzt werden sollen. Oder aber der poli-
tisch Verantwortliche, der Minister, muß das aus-
halten. Er wird dann abgewählt bzw. ein neuer wird 
gewählt. Die Verantwortlichen dazwischen greifen 
wir nicht. Das ist der eigentliche Sachverhalt, mit 
dem wir es zu tun haben. 

Wie auch gelegentlich in bezug auf Menschen 
voreilig falsche Schlußfolgerungen gezogen werden, 
ohne daß man einmal nachbohrt, zeigt, wie ich mei-
ne, die fahrlässige Einlassung des Bundesfinanzmi-

nisters Stoltenberg auf dem Deutschen Sparkassen-
tag. In dem Rechnungsprüfungsausschußbericht, 
Herr Kollege Eigen, steht — das ist Fakt —, daß 
eine ganze Reihe von Beschäftigten der Deutschen 
Bundesbahn vorzeitig in den Ruhestand geht. Sie 
sind erwerbsunfähig mit 51 Jahren, mit 53 Jahren. 
Die Leute sind verbraucht; verbraucht z. B. im Zug-
begleitdienst, im Lokomotivführerdienst usw. Was 
macht denn ein privatwirtschaftlich organisiertes 
Großunternehmen mit Leuten, die 20, 25, 30 Jahre 
lang, zum Teil mit Kriegserfahrung, ihren Dienst 
treu und anständig versehen haben? Raus aus der 
Zugluft, rein in die Zugluft — das ist doch kein fei-
nes Arbeiten. Arbeitsbeginn nachts um 0 Uhr, um 1 
Uhr, um 2 Uhr, Wechsel je nach Zug- und Arbeitsan-
fall. Diese Leute müssen pensioniert werden. War-
um? Weil sie fertig sind, körperlich fertig sind. Sie 
können sich das anschauen: 24,6 % physische Er-
schöpfung sowie eingeschränktes Hör- und Sehver-
mögen, 24 % Herz- und Kreislaufschwäche, 30 % Wir-
belsäulenschädigung, z. B. bei den Busfahrern. Ich 
rede von den ganz einfachen Leuten, dem mittleren 
Dienst, dem einfachen Dienst der Bundesbahn, Be-
amte, die frühzeitig pensioniert werden müssen. 

Herr Stoltenberg, der das offensichtlich unzurei-
chend zugetragen bekommen hat — das ist j a nicht 
seine eigene Erkenntnis —, kommt zu dem Schluß, 
da stimme etwas nicht, die schleichen sich in die 
frühzeitige Pensionierung. Nicht die Leute sind 
schuld, sondern wir haben ein Beamtenrecht, das es 
dem Eisenbahnbeamten im Zugbegleitdienst nicht 
erlaubt, im Schalterdienst eingesetzt zu werden. 
Das heißt, dort, wo er sicherlich noch gut funktio-
nieren könnte — verkaufen, anwerben —, kann er 
nicht hin, weil wir ein Laufbahnrecht haben, das 
ihn auf Zugbegleitdienst zuschneidet. Etwas ande-
res kann er nicht tun. Das gleiche ist mit dem Loko-
motivführer. 

Das heißt, die Wurzel liegt doch da: Wir brauchten 
einen umfassend ausgebildeten Bundesbahnbe-
diensteten, der variabel einsetzbar ist und der dann, 
wenn er bestimmte Funktionen wegen der Bela-
stung nicht mehr wahrnehmen kann — bei einge-
schränktem Sehvermögen kann man jemand nicht 
mehr mit der Lokomotive fahren lassen —, auf ei-
nen leichteren, für ihn leichteren, aber doch erfüll-
ten Arbeitsplatz kommt. Da sollten wir nachfassen. 
Wir haben dazu Anregungen gegeben. Es ist ja gar 
nicht so neu. Ich bedaure, daß der Bundesinnenmi-
nister durch seinen Grundsatzreferenten für Beam-
tenrecht nicht zuständig ist. Das muß doch nicht 
ewig geprüft werden. Bei der Bundesbahn funktio-
niert es nicht, in der Wirtschaft funktioniert es. 

Deshalb erwarten wir von der Bundesregierung 
und auch von den nachgeordneten Beamten, daß sie 
nicht falsche Informationen an ihre Minister geben, 
damit die nicht in bestimmten Kreisen Aussagen 
machen, die die Beamten, die vorzeitig pensioniert 
werden müssen, ins Mark treffen müssen, weil sie 
als Faulpelze hingestellt werden, wie man das so 
lässig in den Zeitungen liest. Was ich erwarte, ist, 
daß wir bestimmte Dinge, die auch in der mitden-
kenden Beamtenschaft alle als falsch festgestellt 
haben, gemeinsam beseitigen. Wenn dieses Parla- 
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ment sich so versteht, Herr Kollege Friedmann, 
dann müssen wir erwarten, daß die Bundesregie-
rung auch von uns es annimmt, daß wir nicht nur 
nach rückwärts kritisieren wollen, sondern nach 
vorwärts den Staat weiterentwickeln wollen. Des-
wegen bedaure ich, Herr Kollege Dregger, ein we-
nig die mangelnde Präsenz, wenn schon nicht der 
Minister, so doch der beamteten Staatssekretäre. 
Denn viele von denen, die in der alten Regierung 
gedient haben, sind noch heute im Amt und haben 
ein hohes Maß an Verantwortung. 

(Beifall bei der SPD und vereinzelt bei der 
CDU/CSU) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abge-
ordnete Strube. 

Strube (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Solange in der Welt 
etwas verwaltet wird, gilt auch der biblische 
Spruch: „Gib Rechenschaft von deiner Verwaltung." 
Wir Parlamentarier sind in jedem Jahr aufgefor-
dert, kritisch und unvoreingenommen zu überprü-
fen, wie die Exekutive die Steuergelder unserer 
Bürgerinnen und Bürger verwendet hat. 

Wer den Prüfungsbericht des Bundesrechnungs-
hofes für das Haushaltsjahr 1980, also einen Bericht 
zu Vorgängen, die eine Bundesregierung verant-
worten müßte, die es gar nicht mehr gibt, durchliest, 
wird auf viele zum Teil eklatante Verstöße der Exe-
kutive gegen die Grundsätze einer sparsamen, wirt-
schaftlichen und ordnungsgemäßen Haushaltsfüh-
rung stoßen. Gerade in unserer Zeit, die durch 
knappe Haushaltsmittel gekennzeichnet ist und in 
der wir unserer Bevölkerung zahlreiche Opfer zu-
muten, die bis in jeden einzelnen privaten Haushalt 
spürbar werden, muß man erwarten, daß bei der 
Aufstellung und der Durchführung des Bundes-
haushaltsplanes äußerste Sparsamkeit das Gebot 
der Stunde ist. Denn in einer solchen Zeit ist der 
Bürger besonders sensibilisiert, wenn er erfährt, 
daß seine Steuergelder unwirtschaftlich und nicht 
ordnungsgemäß verwendet wurden. 

Daraus leitet sich ab, daß wir Volksvertreter ge-
genüber unseren Bürgern die Verpflichtung haben, 
mit größter Akribie den unwirtschaftlichen und 
nicht ordnungsgemäßen Umgang mit Steuergel-
dern aufzudecken. Wir müssen dann den Mut ha-
ben, das, was falsch ist, auch als falsch zu bezeich-
nen und auf Änderungen zu drängen. 

Es soll durchaus eingeräumt werden, daß es bei 
einem Haushaltsvolumen von rund 216 Milliarden 
DM wie im Haushaltsjahr 1980 unvermeidbar ist, 
daß Fehlentwicklungen und Fehlleistungen vor-
kommen können. Ich meine aber, daß die Beamten 
in allen Ministerien in der Zeit der Konsolidierung 
der öffentlichen Haushalte ihre Etats mit ganz be-
sonderer Sorgfalt verwalten müssen. Es darf kein 
Zweifel bestehen oder aufkommen: wer in dieser 
Zeit des knappen Geldes leichtfertig handelt oder 
gar grob fahrlässig Steuergelder verschwendet, 
wird zur Rechenschaft gezogen. Das kann in 
schwerwiegenden Fällen ein Regreßanspruch ge-
genüber Einzelpersonen sein, wird aber ganz sicher 

Konsequenzen haben, wenn es darum geht, zukünf-
tige Haushaltsansätze der einzelnen Ministerien zu 
beraten und durchzusetzen. 

Vor dem Hintergrund dieser Ausführungen 
möchte ich jetzt drei Punkte aus dem Prüfungsbe-
richt aufgreifen. 

Im Bereich des Auswärtigen Amtes hat der Bun-
desrechnungshof die Unterhaltung deutscher Kran-
kenhäuser im Ausland durchleuchtet. Ich möchte 
Ihnen kurz den Vorgang „Deutsches Krankenhaus 
Madrid" schildern. Nachdem bereits 21 Millionen 
DM Bundesmittel für den Bau und die Einrichtung 
dieses 174-Betten-Krankenhauses aufgewendet 
worden waren, nahm es 1977 auf Drängen des Bun-
desaußenministers und des Bundesfinanzministers 
seinen Betrieb auf. Da von Anfang an umstritten 
war, ob es überhaupt kostendeckend betrieben wer-
den könnte, wurde eine zweijährige Versuchszeit 
vereinbart. Trotz der Millionenzuwendungen er-
reichte das Krankenhaus nur eine Auslastung von 
10 bis 15% seiner Bettenkapazität. Jeder, der sich 
mit der Führung von Krankenhäusern befaßt hat, 
weiß, daß die noch tolerierbare Auslastungsgrenze 
damit bei weitem unterschritten wurde. So ist es 
nicht überraschend, daß bereits ein Jahr nach der 
Eröffnung weitere Mittel beantragt wurden, die je-
doch zunächst nicht gewährt wurden. Obwohl der 
Bundesfinanzminister dieses Krankenhaus inzwi-
schen als eine mit großen Mängeln behaftete Fehl-
investition bezeichnete und obwohl er wußte, daß es 
in Madrider Krankenhäusern bereits einen Betten-
berg gab, hat er schließlich doch noch für die Jahre 
1979 bis 1981 weitere Millionenzuwendungen bewil-
ligt. 1981 wurde dann endlich die finanzielle Förde-
rung eingestellt. Zwischenzeitlich ist das Kranken-
haus veräußert worden. 

Nach Auffassung des Bundesrechnungshofes — 
ich kann ihm darin nur zustimmen — hätte auf 
Grund des Gebots der wirtschaftlichen und sparsa-
men Mittelverwendung die finanzielle Unterstüt-
zung des deutschen Krankenhauses Madrid späte-
stens nach Ablauf der zweijährigen Versuchspe-
riode eingestellt werden müssen, da es nicht kosten-
deckend betrieben werden konnte. Der Rechnungs-
hof gelangt zu der Feststellung: 

Insgesamt läßt die Förderungsmaßnahme er-
kennen, daß der Bundesminister mit der insti-
tutionellen Förderung eines wirtschaftlich zu 
führenden Krankenhauses überfordert war. 

Meine Damen und Herren, im Zuständigkeitsbe-
reich des Bundesministers für Verkehr untersuchte 
der Bundesrechnungshof das Kraftfahrwesen beim 
Deutschen Wetterdienst und bei der Wasser- und 
Schiffahrtsverwaltung. Er kam dabei zu folgenden 
Beanstandungen: Die Kraftfahrzeuge wurden viel-
fach trotz ausreichender öffentlicher Verkehrsver-
bindungen für Fernfahrten zwischen Eisenbahn-
knotenpunkten oder entlang bestehender Intercity-
Verbindungen oder aber auch für Abhol- und Zu-
bringerfahrten mit nur ein oder zwei Fahrgästen 
genutzt. Die Dienstfahrzeuge wurden in aller Regel 
durch Berufskraftfahrer gefahren, für die sich stun-
denlange Wartezeiten ergaben. Von den Kraftfah-
rern wurde eine Vielzahl von Überstunden geleistet, 
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die weder angeordnet noch dienstlich notwendig 
waren. So wurde festgestellt, daß die Fahrzeuge 
übertrieben häugig durch die Fahrer außerhalb der 
normalen Dienstzeit gereinigt wurden, selbst wenn 
dies während einsatzbedingter Wartezeiten möglich 
gewesen wäre. 

Es erfolgte ferner eine unzulängliche Abstim-
mung der Dienstpläne der Fahrer und der übrigen 
Bediensteten. Die Fahrer blieben selbst während 
lang andauernder Reparaturarbeiten in den Ver-
tragswerkstätten. Darüber hinaus wurden die Fahr-
tenbücher häufig nur mangelhaft oder sogar wider-
spruchsvoll geführt. 

Es war ferner zu bemängeln, daß Kraftfahrzeuge 
beschafft wurden, deren Größe und Ausstattung das 
dienstlich gebotene Maß zum Teil beträchtlich 
überstiegen. Dazu kam, daß sie überwiegend — und 
man beachte — in teilweise beheizten Garagen un-
tergestellt wurden. 

Der Bundesrechnungshof gelangte daraufhin zu 
folgender Feststellung — Zitat —: 

Die zahlreichen Mängel lassen auf die unzurei-
chende Dienstaufsicht im Kraftfahrwesen und 
darauf schließen, daß die Betroffenen sich ihrer 
finanziellen Verantwortung nicht ausreichend 
bewußt waren. Manche von ihnen haben selbst 
dann, wenn ihnen die Mängel und die dadurch 
ungerechtfertigte Belastung des Bundeshaus-
halts bekannt waren, nichts zu ihrer Beseiti-
gung unternommen. 

Meine Damen und Herren, dieses Beispiel ist 
ganz sicher kein Einzelfall. Es kann durchaus als 
exemplarisch gelten. Aus dieser Mißwirtschaft gilt 
es Schlüsse zu ziehen. Einmal sei auf die Benutzung 
öffentlicher Verkehrsmittel hingewiesen. Zum an-
deren muß die Frage des Bestandes und der Benut-
zung von Dienstfahrzeugen ernsthaft diskutiert 
werden. Beamteneigene Kraftfahrzeuge, als Selbst-
fahrer genutzt, würden zu erheblichen Einsparun-
gen führen. 

Im Bereich des Bundesministers für Jugend, Fa-
milie und Gesundheit stieß der Bundesrechnungs-
hof auf Rückstände bei der Vorlage und Prüfung 
von Verwendungsnachweisen. Frau Simonis hat 
dieses Kapitel ja auch bereits angesprochen. 

Meine Damen und Herren, im Februar 1982 lagen 
dem Bundesminister 801 Nachweise über die 
zweckentsprechende Verwendung von Mitteln in 
Höhe von 638 Millionen DM vor, die nicht geprüft 
waren. Der Bundesrechnungshof sagt dazu: 

Der Bundesminister war offensichtlich bemüht, 
die verfügbaren Mittel auszugeben, und hat 
demgemäß hierauf das Schwergewicht seiner 
Arbeit gelegt. Die Überwachung der zweckent-
sprechenden und wirtschaftlichen Verwen-
dung, insbesondere durch Prüfung der Verwen-
dungsnachweise, hat er demgegenüber ver-
nachlässigt. 

Meine Damen und Herren, es geht einfach nicht, 
daß zukünftig Gelder ungeprüft, d. h. ohne rech-
nungsmäßige Kontrolle, aber auch ohne Erfolgs-
kontrolle auf den Markt geworfen werden. 

Ich habe kurz drei Vorgänge geschildert, die der 
Bundesrechnungshof überprüft hat und bei denen 
er auf eine Verschwendung von Steuergeldern ge-
stoßen ist. Es waren bewußt Beispiele, die nicht un-
ter die ganz dicken Brocken einzustufen sind. Mir 
kam es darauf an, zu zeigen, daß wir allen Verfeh-
lungen nachgehen; denn Kleinvieh macht bekannt-
lich auch Mist. 

Abschließend möchte ich sagen, daß es im Rech-
nungsprüfungsausschuß eine gute Zusammenarbeit 
über alle Parteien hinweg gegeben hat. Es gab we-
nig parteipolitische Polemik; es wurde sachlich ge-
arbeitet. Vielleicht eine kleine Bemerkung in Klam-
mern: Die GRÜNEN waren meistens nicht anwe-
send. Vielleicht hat das zu dem guten Klima beige-
tragen. Ich vermag das nicht festzustellen. 

(Schily [GRÜNE]: Was soll denn das nun 
wieder, verehrter Anmacher!) 

Gern will ich namens meiner Fraktion den Mitar-
beitern des Bundesrechnungshofs Dank für die 
sorgfältig durchgeführten Untersuchungen und für 
die sorgfältige Berichterstattung sagen. Ich möchte 
hier nicht nur diejenigen Beamten kritisieren, de-
nen ein Fehlverhalten nachgewiesen worden ist, 
sondern zugleich den vielen Beamten danken, die in 
dem Berichtszeitraum — und nicht nur dann — 
ihre Pflicht ordnungsgemäß und korrekt erfüllt ha-
ben. — Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der FDP und der 
SPD) 

Vizepräsident Westphal: Exakt um 11 Uhr sind wir 
am Ende der Aussprache, denn mir liegen keine 
weiteren Wortmeldungen vor. Ich schließe die Aus-
sprache. 

Zu Punkt 20 der Tagesordnung schlägt der Älte-
stenrat Überweisung des Antrags auf Drucksache 
10/24 an den Haushaltsausschuß vor. 

Sind Sie mit der vorgeschlagenen Überweisung 
einverstanden? — Ich sehe und höre keinen Wider-
spruch. Es ist so beschlossen. 

Wir kommen zur Abstimmung über Punkt 21 der 
Tagesordnung. 

Zu Punkt 21 a der Tagesordnung liegt Ihnen die 
Beschlußempfehlung des Haushaltsausschusses 
auf der Drucksache 10/393 vor. Wer der Beschluß-
empfehlung des Ausschusses Entlastung zu ertei-
len, zuzustimmen wünscht, den bitte ich um ein 
Handzeichen. — Stimmt jemand dagegen? — Ent-
haltungen? — Die Beschlußempfehlung des Aus-
schusses ist mit Mehrheit bei Enthaltung der Frak-
tion der GRÜNEN angenommen. 

Wir stimmen nun über die Beschlußempfehlung 
zu den Punkten 21 b und 21 c der Tagesordnung ab. 
Wer der Beschlußempfehlung des Haushaltsaus-
schusses auf der Drucksache 10/392 zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. — Wer 
stimmt dagegen? — Keine Gegenstimmen. Enthal-
tungen? — Mit der gleichen Mehrheit bei Enthal-
tungen der Fraktion der GRÜNEN angenommen. 

Wir sind damit am Ende unserer Debatte. 
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Frau Simonis — darf ich mir diese Bemerkung 

erlauben — hat hier an einer Stelle ihres Redebei-
trags gesagt: Keiner hört zu. Auch ich hätte mir 
gewünscht, daß die unsere Arbeit begleitende Öf-
fentlichkeit heute morgen auf der Pressetribüne er-
kennbar anwesend gewesen wäre. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und der 
FDP — Frau Berger [Berlin] [CDU/CSU ]: 

Nicht einer! Wie üblich!) 

Immerhin, hier oben hat jedenfalls ein ehemali-
ger Haushälter mit Interesse zugehört. Ich habe das 
auch bei den anderen Kollegen gesehen. 

Ich möchte die Gelegenheit nutzen, dem Präsi-
denten des Bundesrechnungshofs und seinen Mit-

arbeitern auch im Namen des ganzen Hauses für 
die Arbeit zu danken. 

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und der 
FDP sowie bei Abgeordneten der GRÜ

-

NEN) 

Wir sind damit am Schluß unserer Tagesord-
nung. 

Ich berufe die nächste Sitzung des Deutschen 
Bundestages auf Mittwoch, den 12. Oktober 1983, 13 
Uhr ein. 

Ich wünsche Ihnen ein angenehmes Wochenen-
de. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 11.03 Uhr) 
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Anlage 1 

Liste der entschuldigten Abgeordneten 

Abgeordnete(r) 	entschuldigt bis einschließlich 

Dr. Abelein 30. 9. 
Dr. Ahrens * 30. 9. 
Amling 30. 9. 
Antretter * 30. 9. 
Austermann 30. 9. 
Böhm (Melsungen) * 30. 9. 
Brandt 30. 9. 
Broll 30. 9. 
Büchner (Speyer) * 30. 9. 
Dr. von Bülow 30. 9. 
Engelhard 30. 9. 
Dr. Enders * 30. 9. 
Ertl * 30. 9. 
Gerstl (Passau) * 30. 9. 
Dr. Glotz 30. 9. 
Dr. Haack 30. 9. 
Haase (Fürth) * 30. 9. 
Dr. Hackel * 30. 9. 
Handlos * 30. 9. 
Frau Dr. Hartenstein 30. 9. 
Hartmann * 30. 9. 
Hauck 30. 9. 
Freiherr Heereman von Zuydtwyck 30. 9. 
Heimann 30. 9. 
Herterich 30. 9. 
Dr. Holtz * 30. 9. 
Frau Huber 30. 9. 
Huonker 30. 9. 
Ibrügger ** 30. 9. 
Jäger (Wangen) * 30. 9. 
Kittelmann * 30. 9. 
Dr. Klein (Göttingen) 30. 9. 
Kroll-Schlüter 30. 9. 
Dr.-Ing.  Laermann 30. 9. 
Lemmrich * 30. 9. 
Lenzer * 30. 9. 
Dr. Linde * 30. 9. 
Dr. Müller " 30. 9. 
Müller (Wadern) 30. 9. 
Müller (Wesseling) 30. 9. 
Frau Dr. Neumeister 30. 9. 
Offergeld 30. 9. 
Reddemann * 30. 9. 
Reuschenbach 30. 9. 
Dr. Rumpf 30. 9. 
Dr. Schäuble " 30. 9. 
Dr. Scheer * 30. 9. 
Schmidt (Hamburg) 30. 9. 
Schmidt (München) * 30. 9. 
Frau Schmidt (Nürnberg) 30. 9. 
Schmitz (Baesweiler) * 30. 9. 
Schröder (Hannover) 30. 9. 

* für die Teilnahme an Sitzungen der Parlamentarischen Ver-
sammlung des Europarates 

** für die Teilnahme an Sitzungen der Nordatlantischen Ver-
sammlung 
*** für die Teilnahme an der 70. Jahreskonferenz der Interparla-
mentarischen Union 

Anlagen zum Stenographischen Bericht 

Abgeordnete(r) 	entschuldigt bis einschließlich 

Schröder (Lüneburg) 30. 9. 
Schulte (Unna) * 30. 9. 
Schwarz * 30. 9. 
Dr. Schwenk (Stade) 30. 9. 
Dr. Solms 30. 9. 
Dr. Freiherr Spies von Büllesheim * 30. 9. 
Dr. Spranger 30. 9. 
Dr. Stark (Nürtingen) 30. 9. 
Dr. Stercken *** 30. 9. 
Stobbe 30. 9. 
Stücklen 30. 9. 
Tillmann 30. 9. 
Dr. Unland * 30. 9. 
Dr. Vogel 30. 9. 
Vogt (Kaiserslautern) * 30. 9. 
Voigt (Sonthofen) 30. 9. 
Dr. Warnke 30. 9. 
Weisskirchen (Wiesloch) 30. 9. 
Frau Dr. Wex 30. 9. 
Dr. de With 30. 9. 
Würtz ** 30. 9. 
Dr. Wulff * 30. 9. 

Anlage 2 

Amtliche Mitteilungen 

Der Präsident hat gemäß § 80 Abs. 3 der Geschäftsordnung die 
nachstehenden Vorlagen überwiesen: 

Bericht über die V. Interparlamentarische Konferenz über 
Europäische Sicherheit und Zusammenarbeit in Budapest 
vom 30. Mai bis 4. Juni 1983 (Drucksache 10/331) 
zuständig: Auswärtiger Ausschuß (federführend) 

Verteidigungsausschuß 
Ausschuß für innerdeutsche Beziehungen 

Bericht der Bundesregierung zu den Konsequenzen aus dem 
Bericht „Global 2000" (Drucksache 10/362) 
zuständig: Ausschuß für Forschung und Technologie (feder-

führend) 
Auswärtiger Ausschuß 
Innenausschuß 
Ausschuß für Wirtschaft 
Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten 
Ausschuß für Jugend, Familie und Gesundheit 
Ausschuß für wirtschaftliche Zusammenarbeit 

Der Vorsitzende des Ausschusses für Verkehr hat mit Schreiben 
vom 22. September 1983 mitgeteilt, daß die nachstehenden EG-Vor-
lagen in der Ratstagung verabschiedet wurden und sich damit eine 
Beratung im Plenum erübrigt: 

Vorschlag für eine Richtlinie des Rates zur Änderung der 
Richtlinie 65/269/EWG zur Vereinheitlichung gewisser Re-
geln betreffend die Genehmigung für den Güterkraftverkehr 
zwischen den Mitgliedstaaten (Drucksache 10/358 Nr. 91) 

Vorschlag einer Richtlinie des Rates zur Änderung der Richt-
linie 76/756/EWG zur Angleichung der Rechtsvorschriften 
der Mitgliedstaaten über den Ausbau der Beleuchtungs- und 
Lichtsignaleinrichtungen für Kraftfahrzeuge und Kraftfahr-
zeuganhänger (Drucksache 10/358 Nr. 90) 
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Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Pfeifer auf die Fragen der 
Abgeordneten Frau Steinhauer (SPD) (Drucksache 
10/407 Fragen 76 und 77): 

Welches Ergebnis haben die mir in der Fragestunde vom 
9. Juni 1983 zugesagten weiteren Bemühungen, nämlich Aus-
bildungsplätze unter Ausnutzung der vorhandenen Einrich-
tungen anzubieten und zu besetzen, gebracht? 

Treffen insbesondere Informationen zu, daß man im Be-
reich der Deutschen Bundesbahn an einer solchen Ausnut-
zung nicht interessiert ist? 

Zu Frage 76: 

In der Fragestunde vom 9. Juni 1983 habe ich un-
ter anderem dargelegt, daß das Gesamtangebot an 
Ausbildungsplätzen in Einrichtungen des Bundes 
1983 um rund 740 zusätzliche Ausbildungsplätze 
über den Neueinstellungen des Jahres 1982 liegen 
wird. Die Anstrengungen um eine weitere Erhö-
hung des Angebots an Ausbildungsplätzen für Be-
rufe nach dem Berufsbildungsgesetz (BBiG) haben 
zusätzlich 350 Ausbildungsplätze erbracht, so daß 
im Vergleich zum Vorjahr nach jetzigem Stand ins-
gesamt rund 1 100 Ausbildungsplätze mehr zur Ver-
fügung stehen. 

Zu Frage 77: 

Informationen, daß die Deutsche Bundesbahn an 
einer vollen Ausnutzung ihrer Ausbildungskapazi-
täten nicht interessiert sei, treffen nicht zu. 

Von dem Gesamtangebot von 3 580 Ausbildungs-
plätzen werden nach den Angaben der Deutschen 
Bundesbahn rund 2 300 für den eigenen Nach-
wuchsbedarf benötigt; die Besetzung der darüber 
hinausgehenden Ausbildungsplätze konnte nur 
durch Bereitstellung zusätzlicher Haushaltsmittel 
gesichert werden. 

Die Deutsche Bundesbahn hat ihren Personalbe-
stand in den vergangenen neun Jahren um etwa ein 
Viertel verringert; der Prozeß zur Konsolidierung 
des Personalaufwandes ist voraussichtlich noch 
nicht abgeschlossen. Mit diesem Anpassungsprozeß 
geht ein abnehmender Bedarf an eigenen Nach-
wuchskräften einher. Trotz dieser ungünstigen Be-
dingungen hat die Bundesregierung dafür gesorgt, 
daß auch die Ausbildungskapazitäten der Deut-
schen Bundesbahn voll ausgelastet werden. 

Anlage 4 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Pfeifer auf die Frage des 
Abgeordneten Kuhlwein (SPD) (Drucksache 10/407 
Frage 78): 

Welches Ergebnis haben die von Frau Bundesminister 
Wilms angekündigten Gespräche mit den Bundesländern 
über Maßnahmen zum Abbau der Lehrerarbeitslosigkeit ge-
habt? 

Aufgrund der verfassungsmäßigen Zuständig-
keitsverteilung zwischen Bund und Ländern sind  

für die Fragen der Lehrerbeschäftigung in erster 
Linie die Bundesländer verantwortlich. 

In Anbetracht der zunehmenden Lehrerarbeitslo-
sigkeit und der Gesetzgebungskompetenzen des 
Bundes im Bereich des öffentlichen Dienstrechts 
sieht die Bundesregierung hier jedoch auch eine 
gesamtstaatliche Verantwortung. Sie hat deshalb 
unter Federführung des Bundesministeriums für 
Bildung und Wissenschaft eine interministerielle 
Arbeitsgruppe unter Beteiligung der Länder einge-
richtet, die sich mit dem Problem der Lehrerar-
beitslosigkeit befaßt und die vielfältigen Vorschläge 
zur Verbesserung der Beschäftigungsmöglichkeiten 
von Lehrern auf ihre praktische Umsetzbarkeit ge-
prüft hat. Im Vordergrund steht dabei die Verbesse-
rung der Möglichkeiten für Teilzeitarbeit und Beur-
laubung sowohl aus familienpolitischen als auch 
aus arbeitsmarktpolitischen Gründen. Die hierüber 
mit den Ländern geführten Erörterungen haben be-
reits zu entsprechenden Initiativen einzelner Län-
der im Bundesrat geführt. Die unterschiedlichen 
Vorschläge werden zur Zeit in den Ausschüssen des 
Bundesrates erörtert mit dem Ziel, eine einheitliche 
Initiative aller Länder zu erreichen. 

Die Arbeiten der interministeriellen Arbeits-
gruppe werden begleitet vom Arbeitskreis des Bun-
des und der Länder für Beamtenrechtsfragen, der 
sich ebenfalls mit der Entwicklung neuer Teilzeit- 
und Beurlaubungsmodelle befaßt. 

Darüber hinaus sollten die Länder das geltende 
Nebentätigkeitsrecht im öffentlichen Dienst konse-
quent anwenden und dadurch zusätzliche Beschäf-
tigungsmöglichkeiten im schulischen und sonstigen 
Bildungsbereich zugunsten arbeitsloser Lehrer er-
schließen. 

Angesichts absinkender Schülerzahlen und im-
mer noch recht hoher Studienanfängerzahlen in 
den Lehramtsstudiengängen sollten die Länder den 
Lehrerstudenten bereits während des Studiums 
oder nach dessen Abschluß Möglichkeiten eröffnen, 
sich für andere Bereiche des Berufslebens außer-
halb der Schule zu qualifizieren. 

Der Bund hat mit den Ländern bereits einige 
Maßnahmen vereinbart, die darauf abzielen, Leh-
rern außerschulische Tätigkeitsfelder zu eröffnen. 
Die vom Bund geförderten Modellversuche werden 
vom Institut der deutschen Wirtschaft e. V. in Köln 
und der Wirtschaftsakademie für Lehrer e. V. in 
Bad Harzburg durchgeführt. Daüber hinaus ist der 
Bund in weitere Gespräche mit der Wirtschaft ein-
getreten, die bereit ist, Bestrebungen zur berufli-
chen Umorientierung von Lehrern zu unterstützen. 

Anlage 5 

Antwort 

des Staatssekretärs Boenisch auf die Frage des Ab-
geordneten Duve (SPD) (Drucksache 10/407 Frage 
80): 

Wird die Bundesregierung darauf hinwirken, daß die Er-
gebnisse der von der „United States Information  Agency"  in 
Auftrag gegebenen Umfrage, mit der die Haltung der deut- 
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schen Bundesbürger zur Nachrüstung erkundet werden 
sollte, in der Bundesrepublik Deutschland veröffentlicht 
werden? 

Staatsminister Möllemann hat bereits in seiner 
Antwort vom 31. August 1983 auf Ihre schriftliche 
Anfrage ausgeführt, daß es einer seit vielen Jahren 
geübten allgemeinen Praxis der Regierungen ent-
spricht, auch in anderen Ländern Meinungsumfra-
gen in Auftrag zu geben. Die Ergebnisse derartiger 
Umfragen sind interne Arbeitsunterlagen, über de-
ren Verwendung die jeweils erhebende Regierung 
selbst entscheidet. Sie werden zwischen den Regie-
rungen befreundeter Länder ausgetauscht, eine 
Veröffentlichung ist jedoch im allgemeinen nicht 
üblich. 

Auch die Bundesregierung hat die Ergebnisse 
von Meinungsumfragen, die sie in den Vereinigten 
Staaten hat durchführen lassen, in aller Regel nicht 
publiziert. Sie hat nicht die Absicht, von der bisheri-
gen Praxis abzuweichen. Sie wird also auch nicht 
darauf hinwirken, daß die Ergebnisse der von der 
United States Information Agency in Auftrag gege-
benen Umfrage in der Bundesrepublik Deutschland 
veröffentlicht werden. 

Anlage 6 

Antwort 

des Staatssekretärs Boenisch auf die Fragen des 
Abgeordneten Heistermann (SPD) (Drucksache 
10/407 Fragen 81 und 82): 

Welche Projekte sind zur Entwicklung der Sicherheitspoli-
tik im Rahmen der Öffentlichkeitsarbeit der Bundesregie-
rung noch vorgesehen? 

Welche Haushaltsmittel werden davon gegebenenfalls in 
welchen Einzelplänen des Haushaltes benötigt? 

Die Bundesregierung plant — aufgeschlüsselt 
nach Ressorts — folgende Maßnahmen im Rahmen 
der Öffentlichkeitsarbeit über Sicherheitspolitik bis 
Ende 1983: 

a) Das Presse- und Informationsamt der Bundes-
regierung wird in den nächsten Tagen eine neue 
Ausgabe der Zeitschrift „Politik" herausbringen. 
Diese befaßt sich schwerpunktmäßig mit Fragen 
der Abrüstungs- und Sicherheitspolitik. Sie er-
scheint in der üblichen Auflagenhöhe von 200 000 
Exemplaren. Bereits in Druck ist ferner ein 16seiti-
ges Faltblatt, in dem die NATO-Strategie der „flexi-
ble response", also das defensive Verteidigungskon-
zept sowie die friedenssichernde Funktion der Ab-
schreckungspolitik der Atlantischen Allianz darge-
stellt wird. Das Faltblatt wird in rd. 150 000 Exem-
plaren gedruckt. Vorgesehen ist drittens die Her-
ausgabe einer sogenannten „Handreichung für (Lo-
kal-)Journalisten", in der mit Unterstützung des 
Presse- und Informationsamtes über die aktuellen 
Positionen und Aktionen von Bundesregierung, 
Parteien und Nachrüstungsgegnern in der Frie-
dens- und Sicherheitspolitik informiert werden 
soll. 

b) Das Auswärtige Amt wird von der Schrift „Auf-
rüsten — Abrüsten. Die Suche nach Wegen zum 
Frieden" in einer 2. Auflage 200 000 Exemplare 
nachdrucken (Vertrieb durch den Verlag Deutsche 
Jugendbücherei, Köln). In Vorbereitung ist ferner 
das Faltblatt „Acht Kernfragen an die Genfer Ver-
handlungen über nukleare Mittelstreckenwaffen" 
in einer Auflage von 100 000 Exemplaren. Beide 
Schriften werden Anfang Oktober vorliegen. 

c) Im Bundesministerium der Verteidigung sind 
für 1983 noch folgende Maßnahmen vorgesehen: 
— Die Herausgabe des Weißbuches 1983 mit einer 

Auflage von 180 000 Exemplaren. 
— Der Ankauf der zweiten Ausgabe eines sicher-

heitspolitischen Dienstes in einer Stückzahl von 
120 000 Exemplaren. 

— Die Neuauflage der Broschüre „Kräftevergleich 
NATO/Warschauer Pakt", deren Auflagenhöhe 
noch nicht verbindlich bestimmt ist. 

— In Arbeit befindet sich weiter der Entwurf einer 
Ausgabe von „Zeitbild". Inhalt und Gestaltung 
liegen in der Verantwortung des Verlages. Das 
Bundesministerium der Verteidigung unter-
stützt diesen bei dem Projekt mit DM 270 000,—, 
was etwa dem Ankauf von 900 000 Exemplaren 
entspricht. 

Die angeführten Maßnahmen der drei Ressorts 
kosten insgesamt rd. DM 1,55 Millionen. Diese wer-
den aus laufenden Haushaltsmitteln dafür vorgese-
hener Einzelpläne finanziert. Davon entfallen auf 
das Presse- und Informationsamt der Bundésregie-
rung ca. DM 165 000,—, auf das Auswärtige Amt DM 
385 000,—, auf das Bundesministerium der Verteidi-
gung DM 1 Million. 

Anlage 7 

Antwort 

des Staatsministers Möllemann auf die Frage des 
Abgeordneten Dr. Lammert (CDU/CSU) (Druck-
sache 10/407 Frage 83): 

In welcher Form und mit welchem Ergebnis hat die Bun-
desregierung die von der internationalen Kinderhilfsorgani-
sation „Terre des Hommes" in den vergangenen Monaten 
dargestellten und dokumentierten Folterungen türkischer 
Kinder zum Gegenstand eigener diplomatischer Aktivitäten 
gemacht? 

Das Auswärtige Amt hat die türkische Seite 
nachdrücklich aufgefordert, den erhobenen An-
schuldigungen nachzugehen. Dem ist dadurch ent-
sprochen worden, daß die türkische Botschaft im 
Juni Mitteilungen zu 36 der „Terre des Hommes" 
genannten Fälle gemacht hat. Das Auswärtige Amt 
hat die Botschaft gebeten, Angaben zu den fehlen-
den Fällen nachzuholen; dabei ist zu bedenken, daß 
in 18 der genannten Fälle die Familiennamen unbe-
kannt sind. Nach türkischer Darstellung sind 24 Ju-
gendliche zum großen Teil schon 1981 entlassen 
worden. Ein Arzteausschuß habe bei 12 noch Inhaf- 
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tierten keine Spuren von Folterungen feststellen 
können. 

Anlage 8 

Antwort 

des Staatsministers Möllemann auf die Frage des 
Abgeodneten Schreiner (SPD) (Drucksache 10/407 
Frage 84): 

Kann die Bundesregierung Zeitungsberichte bestätigen, 
wonach türkische Arbeitnehmer wegen ihrer Mitgliedschaft 
in einer deutschen Gewerkschaft bzw. der Teilnahme an 
DGB-Veranstaltungen nach Rückkehr in die Türkei verhaf-
tet und gefoltert wurden? 

Nein. 

Anlage 9 

Antwort 

des Staatsministers Möllemann auf die Frage des 
Abgeordneten Kirschner (SPD) (Drucksache 10/407 
Frage 85): 

In welcher türkischen Haftanstalt sitzt der am 12. August 
1983 von der Bundesregierung an die Türkei ausgelieferte 
Sami Memis nach Kenntnissen der Bundesregierung derzeit 
ein? 

Der am 12. August 1983 den türkischen Behörden 
überstellte türkische Staatsangehörige Sami Memis 
ist derzeit im Zivilgefängnis in Ankara inhaftiert. 
Er konnte am 27. September 1983 vom Gesandten 
der Deutschen Botschaft besucht werden. 

Anlage 10 

Antwort 

des Staatsministers Möllemann auf die Fragen des 
Abgeordneten Bindig (SPD) (Drucksache 10/407 
Fragen 89 und 90): 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß im türkischen Mili-
tärgefängnis in Diyarbakir seit dem 2. September 1983 ca. 
2 500 politische Gefangene ein unbefristetes Fasten begon-
nen haben, um mit dieser Maßnahme „als letzte Überlebens-
chance" die Öffentlichkeit in den demokratisch regierten 
Staaten Westeuropas auf die unmenschlichen Haftbedingun-
gen, Mißhandlungen, Schikanen und Folterungen in diesem 
Gefängnis aufmerksam zu machen, und wie ist nach Mei-
nung der Bundesregierung eine derartige Behandlung politi-
scher Gefangener durch die Behörden einer Regierung, mit 
der sie über die Europäische Gemeinschaft, den Europarat 
und die NATO, Organisationen, die sich auch als „Wertege-
meinschaft" verstehen, verbunden ist, mit den Grundwerten 
dieser Organisationen vereinbar? 

Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung bisher un-
ternommen oder gedenkt sie gegenüber der türkischen Mili-
tärregierung zu unternehmen, um die türkische Regierung 
zur Beachtung der europäischen Menschenrechtskonvention 
anzuhalten, zu deren Einhaltung sich die Türkei durch ihre 
Mitgliedschaft im Europarat selbst verpflichtet hat? 

Zu Frage 89: 

Die Bundesregierung hat von Pressemeldungen 
Kenntnis genommen, daß politische Häftlinge in 
Diyarbakir in Hungerstreik getreten sind. Über den 
Beginn des Streiks, die Zahl der Hungerstreiken-
den und weitere Einzelheiten liegen keine eindeuti-
gen Meldungen vor. Die Bundesregierung ist be-
müht, Feststellungen zu treffen und hat entspre-
chende Maßnahmen eingeleitet. 

Die Bundesregierung verurteilt Menschenrechts-
verletzungen, insbesondere Folterungen. Sie hat 
dies auch gegenüber der Türkei wiederholt darge-
legt. 

Zu Frage 90: 

Die türkische Führung kennt die Haltung der 
Bundesregierung aus vielen Kontakten auf allen 
Ebenen. Die Vertreter der Bundesregierung, die 
hochrangige Gespräche mit türkischen Vertretern 
geführt haben, haben die Verantwortlichen in der 
Türkei nachdrücklich an ihre menschenrechtlichen 
Verpflichtungen erinnert. Dies wird auch in Zu-
kunft geschehen. Die Bundesregierung ist der Auf-
fassung, daß ihre Interventionen nicht ohne Ein-
druck geblieben sind. 

Anlage 11 

Antwort 

des Staatsministers Möllemann auf die Frage des 
Abgeordneten Dr. Hupka (CDU/CSU) (Drucksache 
10/407 Frage 91): 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß Deutsche, die sich in 
Oberschlesien um die Gräber deutscher Soldaten kümmern, 
vor den Staatssicherheitsdienst zitiert und Pressionen ausge-
setzt werden, und was gedenkt sie zu tun? 

Pressionen der polnischen Sicherheitsbehörden 
gegen Deutsche, die sich in Oberschlesien um deut-
sche Soldatengräber kümmern, sind der Bundesre-
gierung bisher nicht bekanntgeworden. 

Anlage 12 

Antwort 

des Staatsministers Möllemann auf die Frage des 
Abgeordneten Dr. Czaja (CDU/CSU) (Drucksache 
10/407 Frage 92): 

Sind das Abhören unserer diplomatischen und konsulari-
schen Vertretungen und andere Lauschangriffe in den Ost-
blockstaaten mit deren völkerrechtlichen Verpflichtungen 
aus dem Wiener Übereinkommen über diplomatische und 
konsularische Beziehungen aus den Jahren 1961 und 1963 
vereinbar, und — verneinendenfalls — was gedenkt die Bun-
desregierung zu tun, um auch diese Vertragsstaaten der bei-
den Wiener Konventionen zu völkerrechtskonformem Ver-
halten zu bewegen? 

Eine der wichtigsten Grundsätze des Gesandt-
schaftsrechts ist das Prinzip der Unverletzlichkeit 
der Räumlichkeiten diplomatischer und konsulari-
scher Vertretungen. In Art. 22 Wiener Übereinkom-
men von 1961 über diplomatische Beziehungen, 
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dem alle Ostblockstaaten beigetreten sind, heißt es 
dazu insbesondere: 

Die Räumlichkeiten der Mission sind unverletz-
lich ... 

Der Empfangsstaat hat die besondere Pflicht, 
alle geeigneten Maßnahmen zu treffen, um die 
Räumlichkeiten der Mission vor jedem Eindrin-
gen zu schützen und um zu verhindern, daß der 
Friede der Mission gestört oder ihre Würde be-
einträchtigt wird. 

Das Abhören diplomatischer oder konsulari-
scher Vertretungen oder ein Lauschangriff ge-
gen solche Vertretungen ist mit dem Prinzip der 
Unverletzlichkeit diplomatischer und konsulari-
scher Räumlichkeiten und der Pflicht des Emp-
fangsstaats, diese Räumlichkeiten zu schützen, 
unvereinbar. 

Falls es zur Entdeckung solcher Praktiken 
kommt, protestiert die Bundesregierung gegenüber 
der Regierung des Empfangsstaats energisch gegen 
die Verletzung völkerrechtlicher Grundsätze. 

Anlage 13 

Antwort 

des Staatssekretärs Dr. Kinkel auf die Fragen des 
Abgeordneten Delorme (SPD) (Drucksache 10/407 
Fragen 107 und 108): 

Teilt die Bundesregierung die Ansicht des Deutschen Cari-
tasverbandes, daß man straffälligen Alkoholikern dieselben 
Chancen geben soll wie Drogenabhängigen, die sich anstelle 
der Strafvollstreckung einer therapeutischen Langzeitbe-
handlung unterziehen können, und wird sie, soweit erforder-
lich, eine entsprechende Gesetzesinitiative ergreifen? 

Ist die Bundesregierung bereit, die Frage zu prüfen, ob 
auch bei rechtskräftig verurteilten Alkoholikern, die oft ähn-
liche Schwierigkeiten wie Rauschgiftsüchtige haben, die 
Möglichkeit zur Zurückstellung der Strafvollstreckung eröff-
net werden sollte, sofern sie bereit sind, eine Langzeitthera-
pie zu beginnen? 

Die Vorstellungen des Deutschen Caritasverban-
des sind mir im einzelnen nicht bekannt. Offen-
sichtlich sprechen Sie jedoch mit Ihren Fragen die 
Vorschriften für drogenabhängige Straftäter an, die 
durch das Gesetz zur Neuordnung des Betäubungs-
mittelrechts vom 28. Juli 1981, das am 1. Januar 1982 
in Kraft getreten ist, in das Betäubungsmittelgesetz 
aufgenommen worden sind. Es handelt sich dabei 
insbesondere um die §§ 35 bis 38 BtMG. 

Diese Vorschriften sehen u. a. vor, die Vollstrek-
kung der Strafe, eines Strafrestes oder der Maßre-
gel der Unterbringung in einer Entziehungsanstalt 
eines Drogenabhängigen für längstens zwei Jahre 
zurückzustellen, wenn der Verurteilte sich wegen 
seiner Abhängigkeit in einer seiner Rehabilitation 
dienenden Behandlung befindet oder zusagt, sich 
einer solchen zu unterziehen, und deren Beginn ge-
währleistet ist. Außerdem ist vorgesehen, die vom 
Verurteilten nachgewiesene Zeit seines Aufenthalts  

in einer solchen Einrichtung auf die Strafe anzu-
rechnen, bis infolge der Anrechnung zwei Drittel 
der Strafe erledigt sind. Des weiteren hat die 
Staatsanwaltschaft unter bestimmten Vorausset-
zungen die Möglichkeit, mit Zustimmung des für 
die Eröffnung zuständigen Gerichtes von der Erhe-
bung der öffentlichen Klage abzusehen. Für Ju-
gendliche und Heranwachsende gelten die Vor-
schriften entsprechend. 

Ohne Zweifel gewähren diese Vorschriften den 
Drogenabhängigen eine gewisse Begünstigung ge-
genüber anderen Straftätern, auch gegenüber Alko-
holabhängigen, denen lediglich die Möglichkeiten 
der Strafaussetzung zur Bewährung oder der Aus-
setzung der Vollstreckung der Maßregel der Besse-
rung und Sicherung nach den Vorschriften des All-
gemeinen Teils des Strafgesetzbuches zur Verfü-
gung stehen. Gleichwohl sind diese „Vergünstigun-
gen" nicht isoliert zu sehen. Sie sind vielmehr Teil 
der Gesamtkonzeption des Gesetzes zur Neuord-
nung des Betäubungsmittelrechts und werden auf 
der anderen Seite durch die gegenüber dem alten 
Rechtszustand wesentlich angehobenen Strafrah-
men der §§ 29 und 30 BtMG ergänzt. 

Das Ziel dieser Konzeption ist es, kleine bis mitt-
lere drogenabhängige Straftäter mehr als bisher zu 
einer notwendigen therapeutischen Behandlung zu 
motivieren, wobei Strafdrohung und Strafvollstrek-
kung nur Hilfsmittel sein können, den erforderli-
chen „Initialzwang" zur Therapiebereitschaft aus-
zulösen. Von daher rechtfertigt sich auch eine ge-
wisse Sonderbehandlung des drogenabhängigen 
Straftäters. Ich verweise hierzu auch auf den Be-
richt des Ausschusses für Jugend, Familie und Ge-
sundheit vom 24. Juni 1980 (Drucksache 8/4283). 

Die dort angeführten Gründe für die Sonderbe-
handlung Drogenabhängiger sind nach wie vor gül-
tig. Im übrigen ist die Bundesregierung aufgefor-
dert, dem Bundestag bis zum 31. Dezember 1983 ei-
nen Bericht über die Erfahrungen mit dem neuen 
Gesetz, insbesondere über die strafrechtlichen und 
pharmakologischen Regelungen vorzulegen (vgl. 
die Beschlußempfehlung Drucksache 9/443, S. 4). 
Dieser Erfahrungsbericht liegt noch nicht vor. Es 
bietet sich an, zunächst diesen Bericht abzuwarten 
und danach sich mit der Frage zu befassen, wie bei 
straffällig gewordenen Alkoholabhängigen verfah-
ren werden könnte. 

Anlage 14 

Antwort 

des Staatssekretärs Dr. Kinkel auf die Fragen des 
Abgeordneten Stockleben (SPD) (Drucksache 
10/407 Fragen 109 und 110): 

Kann die Bundesregierung Meldungen bestätigen, wonach 
die Zahl der Straftäter, die nach Ablauf ihrer Bewährungs-
zeit endgültig straflos bleiben, sehr gering ist, und welche 
Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, gegebenenfalls 
diesem bedrückenden Zustand abzuhelfen? 

Fördert die Bundesregierung bereits Modelle mit Rehabili-
tationscharakter, und liegen der Bundesregierung schon ver-
wertbare Ergebnisse vor? 
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Zu Frage 109: 

Die Veröffentlichungen des Statistischen Bundes-
amtes über Bewährung und Rückfälligkeit während 
der Bewährungszeit zeigt in den letzten Jahren ein 
zunehmend günstiger werdendes Bild. Die Bewäh-
rungsquote der nach allgemeinem Strafrecht Verur-
teilten ist von 45,3% im Jahre 1977 auf 54,9 % im 
Jahre 1981 gestiegen. Die Situation stellt sich bei 
den nach Jugendstrafrecht Verurteilten noch gün-
stiger dar. Die Bewährungsquote stieg von 58,3 % im 
Jahre 1977 auf 65,1% im Jahre 1981. 

Nach allgemeiner Erfahrung nimmt die Häufig-
keit von Rückfalltaten im Laufe der Bewährungs-
zeit ab. Es ist deshalb anzunehmen, daß sich die 
Bewährungsquote nach Ablauf der Bewährungszeit 
noch günstiger darstellt. Vom Bundeszentralregi-
ster wird eine Erfassung der gesamten Rückfällig-
keit verurteilter Straftäter vorbereitet. Von dieser 
Untersuchung sind gegen Ende dieses Jahres ge-
naue Zahlen auch im Hinblick auf die Rückfällig-
keit nach Ablauf der Bewährungszeit zu erwarten. 

Die Bundesregierung sieht in der Abnahme der 
Rückfälligkeit während der Bewährungszeit eine 
Bestätigung der bisher im Bereich der Strafausset-
zung und Bewährungshilfe getroffenen gesetzgebe-
rischen Maßnahmen. 

Zu Frage 110: 

Die Bundesregierung hat mehrfach Modelle mit 
Rehabilitationscharakter gefördert. Ich will als Bei-
spiele nennen: 

Das von der Arbeitsgruppe für empirische Bil-
dungsforschung e. V. Heidelberg im Rahmen des 
Forschungsprojekts „Weiterbildung in Strafsachen" 
entwickelte Curriculum der Lerninhalte und Metho-
den für ein sozial praktisches Training der Strafge-
fangenen ist von 1977 bis 1979 mit Unterstützung 
des Bundesministeriums für Bildung und Wissen-
schaft und im Einvernehmen mit dem Bundesmini-
sterium der Justiz in mehreren Justizvollzugsan-
stalten des Bundesgebietes erprobt worden. Die Er-
gebnisse sind in einem Colloquium am 11. Juni 1981 
mit Vertretern der Justizverwaltungen und der Ju-
stizvollzugsanstalten erörtert worden. U. a. ist in 
diesem Colloquium übereinstimmend festgestellt 
worden, daß das soziale Training eine Ausgangspo-
sition für die Erfüllung des Weiterbildungsauftrags 
des Strafvollzugs darstellt. Das Curriculum und der 
Bericht über das Kollegium sind als Schriften der 
Arbeitsgruppe für empirische Bildungsforschung 
veröffentlicht worden. 

Mit den Mitteln des Bundesministers für Jugend, 
Familie und Gesundheit ist vom 1. Oktober 1976 bis 
30. Juni 1979 in Frankfurt am Main das Projekt 
einer Anlaufstelle für straffällig gewordene Frauen 
erprobt worden. In diesem Projekt wurde erfolg-
reich versucht, durch intensive Nachsorge Frauen, 
die aus einer Untersuchungs- oder Strafhaft entlas-
sen waren, zu helfen, ihre Probleme zu bewältigen. 
Der Endbericht der wissenschaftlichen Begleitung 
ist in Band 90 der Schriftenreihe des Bundesmini-
sters für Jugend, Familie und Gesundheit veröffent-
licht worden. Das Projekt wird weiter fortgeführt. 
Das Bundesministerium der Justiz fördert z. Z. die  

wissenschaftliche Begleitung der vom Jugendrich-
ter straffälligen Jugendlichen auferlegten Teilnah-
men an Erziehungskursen. Der Forschungsauftrag 
zielt darauf, Möglichkeiten und Grenzen dieser 
Form der Resozialisierungsbemühungen zu erkun-
den. Die Arbeiten stehen vor dem Abschluß. 

Anlage 15 

Antwort 

des Staatssekretärs Dr. Kinkel auf die Frage des 
Abgeordneten Wartenberg (Berlin) (SPD) (Druck-
sache 10/407 Frage 111): 

Ist es zutreffend, daß die Bundesregierung im Ausliefe-
rungsfall Balkir nach Interventionen der französischen Re-
gierung die Bewilligung zur Auslieferung schon vor der Ent-
scheidung des zuständigen Oberlandesgerichts über die Zu-
lässigkeit versagt hat, obwohl Balkir im Zusammenhang mit 
dem Auslieferungsbegehren drei Monate in Auslieferungs-
haft saß und das Auslieferungsbegehren der Türkei somit 
offensichtlich nicht unzulässig war? 

Die von Ihnen gestellte Frage war bereits Gegen-
stand einer schriftlichen Anfrage, die der Abgeord-
nete Coppik im November 1982 an den Bundesmini-
ster der Justiz gerichtet hat. 

Ich darf die damals erteilte Antwort wiederholen. 
Sie hatte folgenden Wortlaut: 

Die Freilassung des Herrn Balkir geschah auf-
grund der Ankündigung der Bundesregierung, 
sie werde sich nicht in der Lage sehen, die Aus-
lieferung des Verfolgten nach der Türkei zu be-
willigen. Bei dieser Ankündigung wurden auch 
die Umstände berücksichtigt, die der Anerken-
nung des Verfolgten als politischer Flüchtling 
durch die französischen Behörden zugrunde la-
gen. 

D. h.: Das in Frankreich gewährte Asyl hatte, unab-
hängig von der ebenfalls eine Rolle spielenden 
Frage der deutsch-französischen Beziehungen, für 
die Bundesregierung eine Indizwirkung im Hin-
blick auf eine drohende Gefahr politischer Verfol-
gung. 

Anlage 16 

Antwort 

des Staatssekretärs Dr. Kinkel auf die Fragen des 
Abgeordneten Peter (Kassel) (SPD) (Drucksache 
10/407 Fragen 112 und 113): 

Liegt inzwischen eine definitive Erklärung der Türkei vor, 
aus der sich ergibt, daß die Türkei eine eventuelle Todes-
strafe gegen Aydindag nicht vollstrecken wird, und warum 
war es bisher trotz der über 19 Monate andauernden Auslie-
ferungshaft gegebenenfalls nicht möglich, diese Frage ab-
schließend zu klären? 

Inwieweit ist inzwischen definitiv geklärt, daß Aydindag zu 
dem Personenkreis gehört, der durch das türkische Amne-
sty-Gesetz Nr. 1803 begünstigt ist, und entscheidet über die 
Anwendbarkeit dieses Amnesty-Gesetzes die türkische Re-
gierung oder die nach Angaben der türkischen Regierung 
unabhängigen türkischen Gerichte? 
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Am 26. September 1983 hat die türkische Regie-
rung dem Auswärtigen Amt mitgeteilt, sie könne 
keine Zusicherung dahin gehend abgeben, daß ge-
gen den Verfolgten im Fall seiner Auslieferung die 
Todesstrafe nicht verhängt oder nicht vollstreckt 
werden würde. Die Bundesregierung hat daraufhin 
noch am selben Tage die Auslieferung des Verfolg-
ten in die Türkei abgelehnt und diese Entscheidung 
unverzüglich den zuständigen deutschen Behörden 
mitgeteilt. Aydindag ist sodann umgehend aus der 
Auslieferungshaft entlassen worden. 

Ich füge im Hinblick auf Ihre Fragen hinzu: Mit 
Noten vom 26. Juni 1979, 24. August und 21. Oktober 
1981 hatte die türkische Regierung erklärt, daß im 
vorliegenden Fall bei Verhängung der Todesstrafe 
diese Strafe gemäß dem Amnestiegesetz Nr. 1803 in 
eine Strafe von 30 Jahren Haft umgewandelt wer-
den würde. 

Nachdem Zweifel aufgetreten waren, ob das in 
diesen Noten genannte türkische Amnestiegesetz 
Nr. 1803 auch Personen erfaßt, die nach Begehung 
der ihnen zur Last gelegten Tat geflüchtet sind, hat 
das Auswärtige Amt die türkische Botschaft mit 
Note vom 21. April 1983 um entsprechende weitere 
Erläuterung gebeten. Daraufhin erklärte die türki-
sche Regierung mit Note vom 29. Juni 1983, daß 
nach einem Beschluß der „Generalversammlung 
des Kassationshofes" im Ausland flüchtige Täter, 
die sich nicht binnen eines Jahres nach Inkrafttre-
ten des Gesetzes mit einem Antrag den offiziellen 
Stellen ergäben, von dem Amnestiegesetz nicht er-
faßt würden, daß allerdings die Anwendung des 
Amnestiegesetzes im Einzelfall im Ermessen der 
zuständigen Justizbehörden liege. 

Um den Widerspruch zwischen dieser und den 
vorausgegangenen Noten aufzuklären, hat das Aus-
wärtige Amt mit Note vom 7. Juli 1983 die türkische 
Regierung um Mitteilung gebeten, ob die frühere 
Zusage weiterhin Gültigkeit habe. Diese Bitte hat 
das Auswärtige Amt in einer weiteren Note vom 
13. September 1983 wiederholt. — Die Antwort war 
dann die absagende türkische Note vom 26. Septem-
ber 1983. 

Anlage 17 

Antwort 

des Staatssekretärs Dr. Kinkel auf die Fragen des 
Abgeordneten Menzel (SPD) (Drucksache 10/407 
Fragen 116 und 117): 

Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß das Wohn-
raumkündigungsschutzgesetz aufgehoben werden sollte? 

Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß die neu einge-
führte Staffelmiete negative Auswirkungen auf den Woh-
nungsmarkt hat? 

Zu Frage 116: 

Nach Auffassung der Bundesregierung besteht 
kein Anlaß, die gesetzlichen Regelungen über den 
Wohnraumkündigungsschutz aufzuheben. Dies ha-
ben die Koalitionsfraktionen schon bei der Einbrin-
gung des Entwurfs eines Gesetzes zur Erhöhung 
des Angebots an Mietwohnungen zum Ausdruck ge-

bracht (BT-Druchsache 9/2079, S. 7 links). Auch sei-
tens der Bundesregierung ist in der Folgezeit mehr-
fach betont worden, daß der Wohnraumkündigungs-
schutz nicht aufgehoben werden soll. 

Zu Frage 117: 

Negative Auswirkungen der neu eingeführten 
Staffelmiete auf den Wohnungsmarkt sind nicht zu 
erkennen. 

Anlage 18 

Antwort 

des Staatssekretärs Dr. Kinkel auf die Frage des 
Abgeordneten Dr. Laufs (CDU/CSU) (Drucksache 
10/407 Frage 118): 

Welche Erkenntnisse und Erfahrungen liegen der Bundes-
regierung darüber vor, wie sich die Mietrechtsänderungen, 
insbesondere auch die Regelungen für Zeitmietverträge, am 
Wohnungsmarkt ausgewirkt haben? 

Erfahrungsgemäß wirken sich Änderungen im 
Mietrecht am Wohnungsmarkt erst mittelfristig in 
vollem Umfang aus. Aus diesem Grund liegen der 
Bundesregierung derzeit keine abschließenden Er-
kenntnisse über die Auswirkungen des seit dem 
1. Januar 1983 geltenden Mietrechts vor. Das be-
trifft auch die Neuregelungen über Zeitmietverhält-
nisse. 

Anlage 19 

Antwort 

des Staatssekretärs Dr. Kinkel auf die Frage des 
Abgeordneten Dr. Lammert (CDU/CSU) (Druck-
sache 10/407 Frage 119): 

Warum verzichtet die Bundesregierung bei dem „Gesetz-
entwurf zur Änderung von Vorschriften auf dem Gebiet des 
Urheberrechts" auf die Angleichung der Schutzfrist für „ein-
fache Lichtbilder" auf die für „Lichtbildwerke" vorgesehene 
Frist, deren Unterscheidung ohne Einschaltung von Gerich-
ten kaum praktikabel ist, und zugleich die Bildjournalisten 
gegenüber den Kollegen im Ausland, aber auch den „Kunst-
photographen" im Inland, benachteiligt? 

Nach Auffassung der Bundesregierung bedeutet 
die Gleichbehandlung von Lichtbildwerken und ein-
fachen Lichtbildern im geltenden Recht mit der 
Folge des nur 25jährigen Schutzes für beide eine 
erhebliche Schlechterstellung der Lichtbildwerke 
als persönliche geistige Schöpfungen im Vergleich 
zu anderen Werken im Sinne des Urheberrechts, 
denen die volle urheberrechtliche Schutzfrist bis 70 
Jahre nach dem Tode des Urhebers zukommt. Ziel 
des Gesetzentwurfes ist es daher, die auch verfas-
sungsrechtlich bedenkliche Schlechterstellung der 
Lichtbildwerke zu beseitigen. Das kann jedoch eine 
gleichzeitige Anhebung der Schutzfrist auch für 
Lichtbilder nicht rechtfertigen. Denn das Leistungs-
schutzrecht für Lichtbilder kann nur im Rahmen 
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anderer Leistungsschutzrechte gesehen werden 
und nicht im Vergleich zum Urheberrecht. 

Die Gefahr von Abgrenzungsschwierigkeiten zwi-
schen Lichtbildwerken und Lichtbildern erscheint 
so gering, daß sie eine Gleichstellung in der Schutz-
frist nicht zu rechtfertigen vermag. 

Denn die große Masse der Fotographien erfüllt 
eindeutig nicht die Voraussetzungen einer persönli-
chen geistigen Schöpfung. 

Verbleibende Grenzfälle müssen wie auf anderen 
Gebieten des Urheberrechts im Einzelfall letztlich 
von den Gerichten geklärt werden. 

Eine allgemeine Benachteiligung deutscher Bild-
journalisten gegenüber Kollegen im Ausland be-
steht nicht. Im Ausland sind die entsprechenden 
Schutzfristen nur vereinzelt günstiger als die in 
dem Entwurf eines Urheberrechtsänderungsgeset-
zes vorgesehene Regelung. 
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